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UUnlängst begann eine OTS-Aussendung des Integrationsstaatssekre-
tariats so: „Damit Migrantinnen und Migranten die Grundwerte der 
rechtsstaatlichen Ordnung Österreichs besser vermittelt werden kön-
nen, schlägt der Expertenrat die Erstellung einer „Rot-Weiß-Rot-Fibel“ 
vor. In dieser Fibel sollen die Grundwerte der österreichischen enthal-
ten sein.“ – Doch halt, fehlt hier nicht etwas? „Die Grundwerte der ös-
terreichischen“... wie, was? Tatsächlich scheint die Auslassung an der 
entscheidenden Stelle den nebulosen Charakter der Integrationsdebatte 
auf geradezu unheimliche Weise herauszustreichen. Wer hat denn wirk-
lich eine konkrete Vorstellung davon, was das I-Wort über die Einhal-
tung der Gesetze hinaus besagen soll? Da scheint sich der Begriff  der 
Integration recht uninspiriert an jene Leitkultur-Debatte anzuschmie-
gen, mit der Deutschland keinen Schritt weitergekommen war. Aber 
zurück zu den Grundrechten. Deren Promotion in einer Fibel ist eben-
so ehrenhaft  wie plump gedacht. Warum nicht auch eine für Autofah-
rerInnen, dass dann niemand mehr schnell fährt? Oder für Lobbyisten, 
dass sie sich endlich an unsere Grundwerte und Gesetze halten? Höchste 
Zeit in Zeiten wie diesen. Wer an die Macht der Fibel glaubt, könnte 
aber auch fragen, warum diese den Rechtsstaat nur bei den „Migran-
tinnen und Migranten“ promotet? Vor einigen Monaten ließ eine Um-
frage am Demokratiebewusstsein der Mehrheitsgesellschaft  zweifeln: Sie 
ergab, dass rund 40 Prozent der Befragten der Kanzler der Ersten Re-
publik, Engelbert Dollfuß, gänzlich unbekannt ist. Macht eine derartige 
Geschichtslosigkeit hinsichtlich Austrofaschismus und Autoritarismus 
nicht anfällig für mangelnde demokratiepolitische Grundwerte? Ja, si-
gnalsieren die Wahlergebnisse dieses Landes. Die Integration in Werte 
wie Ethik, Toleranz und Demokratiebewusstsein scheint noch ein schö-
nes Stück Arbeit.

Spannende Momente wünscht
Gunnar Landsgesell

Liebe Leserin
Lieber Leser

MO EDITORIAL

Einstieg/MO#24

Grundwerte der österreichischen ...?
Illu: Eva Vasari
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22 „DAS IST FAST ZYNISCH.“
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32 HARTNÄCKIGE GERÜCHTE
Immer wieder taucht der Verdacht in Mainstream-
Medien auf, BettlerInnen wären „mafi os“ organi-
siert. Die Filmemacherin Ulli Gladik berichtet über 
die Erfahrungen, die sie während ihres Dokumen-
tarfi lms „Natasha“ gemacht hat. 

Bild: Ulli Gladik

26 DIE WELT VON GESTERN 
Es nützt nationalstaatlichen Regierungen wenig, den Kopf in den Sand 
zu stecken, während die Welt sich radikal ändert. Der Oxford-Lehrende 
Franck Düvell hält ein bedingungsloses Grundeinkommen auch für 
Asylsuchende für einen von vielen notwendigen Schritten. 
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Verein Menschenrechte
Nur ein kleines Rädchen
Sehr geehrte MO-Redaktion,
mit Interesse habe ich Ihren Ar-
tikel über den Verein Menschen-
rechte gelesen. Und ich muss ge-
stehen, ich bin erschüttert über 
die Ansichten und Wortwahl von 
dessen Leiter. Ist das reiner Zy-
nismus? Oder will sich hier ein 
ehemaliger NGO-Mann seinen 
Ex-Kollegen besonders entschlos-
sen präsentieren? Quasi zum 
Trotz. Der Anlass meines Schrei-
bens ist aber, dass es doch immer 
wieder erstaunt, wie wenig Ein-
blicke uns die Medien, egal ob 
Print oder elektronisch, geben. 
Viel ist von Schubhaft  die Rede, 
aber was erfährt man dabei? Hie 
und da gibt es einmal Reporta-
gen, sicherlich gut recherchiert, 
die aber über das Leid der Men-
schen „nicht hinaus kommen“. 
Wie staatliche Apparate funk-

tionieren, wie sie ihre Auft räge 
vergeben, wer recherchiert das? 
Die Selbstsicherheit, mit der der 
Chef Fragen nach nötiger Trans-
parenz etwa von Polizeiübergrif-
fen abwehrt, lässt einen schon am 
Demokratieverständnis zweifeln. 
Es habe sich bewährt, Probleme 
nicht an die Öff entlichkeit zu tra-
gen. Ja, das stimmt, so wird man 
zum verlässlichen Partner seines 
Auft raggebers. Da können Ver-
eine, die im Sinn der Humani-
tät agieren, so wie Caritas oder 
die ebenfalls kirchliche Diako-
nie wahrscheinlich nicht mithal-
ten. Billig und unmoralisch nen-
ne ich das! 
Helma Woschner, Wien

Lobbyismus
Kauf dir einen Politiker!
Haha, Schüssel sitzt in Deutsch-
land beim Energiekonzern und 
ist auf Anfrage, ob er sein Man-

dat im Nationalrat nicht gnädi-
gerweise wegen Unvereinbar-
keit zurücklegen möchte, ein-
fach nicht zu erreichen. Ich fra-
ge mich, ob Robert Misiks Tren-
nung zwischen Politikern und 
Lobbyisten – so werden sie, wenn
sie aussteigen und keinen an-
deren Job fi nden, gut versorgt 
– überhaupt noch aufrecht zu 
erhalten ist. Präsentieren sich Po-
litiker nicht selbst längst als Lob-
byisten? Ganz freiwillig im Auf-
trag der Konzerne, der Banken, 
als EU-Spitze in der Kommissi-
on – überall wohin man schaut, 
treten sie nicht als Dompteure 
sondern vielmehr Matrosen der 
Wirtschaft skapitäne und deren 
habgieriger Maximierungslogik 
auf. Das funktioniert so gut, dass 
selbst im Fall Griechenlands die 
griechische Bevölkerung verun-
glimpft  wird, während die ver-
antwortliche Kaste der Politiker, 

Banker und Wirtschaft snota-
beln immer noch den Nimbus 
der Elite und des honorigen Ar-
beitgebers besitzen. Wie lange 
können wir uns (diese) Politiker 
noch leisten?
Christian Fechner, Wien

Lobbyismus
Was kostet ein Gesetz?
In Ihrem Interview grenzt sich 
Herr Kovar vom angeblich alten 
Stil des Raiff eisen-Chefs Konrad 
– Stichwort Sauschädel-Essen – 
ab. Mich würde interessieren, 
worin? Ob man Geschäft sdeals 
bei den Salzburger Festspielen 
oder bei anderer Gelegenheit an-
bahnt, ob man die Einfl ussnah-
me auf Gesetze nach neuem Stil 
vielleicht sogar transparenter ab-
wickelt (was ohnehin zu bezwei-
feln ist) – worin besteht der Un-
terschied?
Gernot Halmetschlager, Wien

Erratum:
Die Fotos zur Reportage „Ein Glo-
bal Passport für alle“ (MO 23) 
stammen nicht allein von Auto-
rin Corinna Milborn, sondern 
auch von Emanuel Danesch und 
Leona Goldstein. Wir entschuldi-
gen uns für den Fehler. 

Wo wurde diese Ausgabe von MO gesehen?
Schreiben Sie an redaktion@momagazin.at. Zu gewinnen gibt’s ein Gratisabo vom 
mo, Magazin für Menschenrechte.
Foto: Karin Wasner



Inserat-ADA

©
 iS

to
ck

ph
ot

o/
C

lif
f P

ar
ne

ll

■ Armut mindern 
■ Frieden sichern 
■ Umwelt schützen 

Entwicklungszusammenarbeit wirkt
Bessere Lebensbedingungen, mehr Chancen und Perspektiven – Entwicklungszusammenarbeit trägt
dazu bei. Wir unterstützen unsere Partner auf ihrem eigenen Weg. Die Österreichische Entwicklungs-
zusammenarbeit setzt sich seit Jahren für mehr Sicherheit und Gerechtigkeit ein. Nur mit Bildung, 
verlässlicher Wasser- und Energieversorgung, zukunftsweisender wirtschaftlicher Entwicklung und 
stabilen demokratischen Strukturen kann Armut gemindert werden. Österreich engagiert sich in Afrika,
Asien, Zentralamerika sowie in Südost- und Osteuropa. Damit es uns allen besser geht.

Für Sie halten wir rund um die Uhr die Augen offen.

Die Stadt gehört Dir.www.wienerlinien.at

Wir sehen uns auf Facebook!
www.facebook.com/wienerlinien
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Integrations-Staatssekretär Kurz: Baut er auf ein 
ExpertInnenteam mit paradoxen Lösungen?

(Im Bild noch mit Ex-Innenministerin Maria Fekter)
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Stellen Sie sich vor, der Besitzer eines sie-
benstöckigen Hauses beauft ragt ein Exper-
tenteam, herauszufi nden, warum die Woh-
nungen in den obersten beiden Stockwerken 
leer stehen. Die ExpertInnen untersuchen die 
Lage, verfassen einen peniblen Bericht und li-
sten zahlreiche Vorschläge auf, wie sich das 
Erklimmen der Stiegen vereinfachen ließe. 
Um die oberen Stockwerke zu befüllen, emp-
fehlen sie als zusätzliches Druckmittel Straf-
zahlungen für all jene, die eine Wohnung in 
den unteren Etagen beziehen. Nur auf eines 
wurde komplett vergessen: den Einbau eines 
Aufzugs zu prüfen, der rasch und bequem in 
die oberen Stockwerke führt. Trotzdem ist der 
Hausbesitzer mit der Arbeit der ExpertInnen 
hochzufrieden. Er schätzt komplizierte und 
wenig eff ektive Lösungswege.

Eine absurde Geschichte? Dann sollten Sie 
einmal einen Blick in den von Staatssekretär 
Kurz präsentierten Integrationsbericht werfen. 
Auch hier haben ExpertInnen Statistiken ge-
wälzt und Projekte studiert. Unter dem Mot-
to „Integration durch Leistung“ wurden Vor-
schläge unterbreitet, wie dafür gesorgt werden 
kann, dass mehr Menschen alle gesellschaft -
lichen Etagen erklimmen können. Nur um 
eines wurde ein großer Bogen gemacht: um 
den direkten Lösungsweg. 

Was nützt es also, den in Österreich leben-
den ZuwandererInnen, die Staatsbürgerschaft  
„schmackhaft “ zu machen, so wie das die Ex-
pertInnen vorschlagen, wenn die Gesetzeslage 
kaum jemandem die Chance gibt, die Staats-
bürgerschaft skriterien zu erfüllen? Die be-
schriebene Dynamik wird etwa im Zeitraum 

von 2003 bis 2010 besonders deutlich. Re-
striktiver gestaltete Gesetze senkten die An-
zahl der verliehenen Staatsbürgerschaft en um 
fast 90 Prozent! 

Das hat drastische Folgen. Ohne Staatsbür-
gerschaft  gibt es keinen vollen Zugang zum 
Arbeitsmarkt. PolizistIn kann etwa nur wer-
den, wer StaatsbürgerIn ist. Für den Zugang 
zu Gemeindewohnungen braucht es zwar kei-
ne Staatsbürgerschaft , aber eine Daueraufent-
haltsberechtigung. Und auch hier wurden die 
gesetzlichen Hürden erst kürzlich wieder mar-
kant erhöht. 

Stellen Sie sich vor, alle jungen Sportle-
rInnen müssten, bevor sie Profi  werden dür-
fen, ein langwieriges, oft  mehrjähriges Lizenz-
verfahren durchmachen. Und während dieses 
Verfahren läuft , gilt für diese SportlerInnen 
ein absolutes Trainingsverbot. Sie dürft en sich 
nicht fi t halten. Absurd? Nicht absurd genug, 
um in Österreich nicht eine ähnlich gelager-
te Praxis vorzufi nden. Asylsuchende sind, 
während ihr Antragsverfahren läuft , de fac-
to vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen. Sie dür-
fen erst dann arbeiten, wenn das Verfahren 
abgeschlossen und festgestellt wurde, dass sie 
„spielberechtigt“ sind. Bis dahin vergehen oft  
Jahre. Wie gut werden sich diese Menschen 

nach Jahren der Untätigkeit am Arbeitsmarkt 
schlagen? Im Integrationsstaatssekretariat will 
das off enbar niemand wissen. Denn auch zu 
dieser Th ematik fi ndet sich im Integrations-
bericht keine Silbe.

Es ist fast schon tragisch, was namhaft e Ex-
pertInnen produzieren, wenn sie von der Po-
litik in ein enges und falsch geschnürtes Kor-
sett gesteckt werden. Keine der im Bericht 
vorgeschlagenen Maßnahmen greift  die be-
stehende kontraproduktive Gesetzeslage an. 
Worte wie „Diskriminierung“ oder „Rassis-
mus“ sucht man im Bericht vergeblich, eben-
so den Hinweis auf fehlerhaft e Strukturen und 
diskriminierende Mechanismen.

Anstatt die Rahmenbedingungen zu än-
dern, die zu Ausschlüssen im Bildungsbe-
reich, am Arbeitsmarkt, bei der Wohnungs-
suche, der politischen Partizipation, im Sport 
und vielen anderen Lebensbereichen führen, 
setzt der Integrations-Maßnahmenkatalog in 
erster Linie bei „der Leistung“ von Migran-
tInnen an. Es wird eifrig am Stiegengelän-
der gefeilt und mit Sanktionen bei Nichtbe-
steigung der Treppen gedroht, anstatt endlich 
dafür zu sorgen, dass Aufzüge fahren, die 
gläserne und gar nicht so gläserne Decken 
durchbrechen können. apo

INTEGRATIONSPOLITIK

Schwere Planungsfehler
Staatssekretär Kurz hat einen Integrationsbericht vorgelegt, der „Integration durch 
Leistung“ einfordert. Eines leistet er nicht: eine kritische Bestandaufnahme
integrationsfeindlicher Gesetze. 

Einstieg/MO#24



Und das ist die Kombination, die MEINE BUSINESS-BANK ausmacht.

Die Raiffeisen Bank International ist nicht nur Österreichs 
”
internationalste“ Bank 

mit einem der größten Bankennetzwerke in Zentral- und Osteuropa. Sie steht auch 
für Kundennähe, ausgezeichnetes Produktwissen und zukunftssichernde Innovati-
onskraft. Durch die Einbettung in die größte Bankengruppe des Landes bietet sie 
ihren Kunden zusätzliche Stabilität und Sicherheit.  www.rbinternational.com

Hier entsteht das Vertrauen 
in eine Bank, die in 
Österreich verwurzelt und 
weltweit verzweigt ist.

A l l e M e n s c h e n s i n d  f r e i u n d  g l e i c h
a n  W ü r d e u n d R e c h t e n g e b o r e n
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Kübra, 16: Kein Kopftuch, perfektes Deutsch und dennoch unter „Integrationsdruck“.
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NUR „FAST“ EINE 
ÖSTERREICHERIN

Dossier/MO#24

I rgendwo in einem Vortragssaal in Ös-
terreich spricht an diesem Donnerstag 
Nachmittag im August bestimmt wieder 

ein wortgewandter Integrationsexperte sehr 
gescheite Dinge, während der 17-jährige Da-
vid, Sohn türkischer Immigranten, hier im 
kleinen Friseursalon nahe beim Wiener Mei-
selmarkt auf nichts anderes achtet als auf die 
schwarzen Haarbüschel am Fliesenboden, 
die er mit seinem roten Besen bedächtig zu 
einem Häufchen zusammenkehrt. David ist 
braungebrannt, hat dunkles Haar, schwarze 
Augen, ist adrett gekleidet und gut gelaunt. 
Er ist in Österreich geboren, doch ist er, wie 
er sagt, nur „fast ein Österreicher“. So be-
schreibt der Friseurlehrling alle Menschen, 
deren Eltern aus dem Ausland zugewandert 
sind: „fast Österreicher“. Begriff e wie „Mi-
grationshintergrund“ oder „Bildungsferne“ 
sind ihm fremd. Er lese eben keine Zeitun-
gen, Politik sei ihm egal. Integration? „Ken-
ne ich nicht“, sagt David, und zuckt mit den 
Schultern. „Was ist das?“ An Davids Gestik 
lässt sich ablesen, wer bei den rege geführ-
ten Integrationsdebatten mitredet, und wer 
nicht. David ist es nicht.

Integration steht in der Politik hoch im Kurs: 
Deutschlernen, Leistung erbringen 

und im Herzen Österreicher sein. Wie aber 
stehen Jugendliche zum I-Wort? Ein Lokal-

augenschein am Meiselmarkt und in einer 
Strandbar am Donaukanal.

Reportage: Maria Sterkl
Fotos: Karin Wasner
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Freundinnen: Hawa, Kübra, beide 16 Jahre alt.  Wenn ihr Integrationsfortschritt gelobt wird, geht es nicht 
nur um ihre Sprachkenntnisse. Auch um das Aussehen. Kein Kopftuch, weiße Hautfarbe, keine auffällige 
Kleidung - das bringt Punkte im alltäglichen Integrationsranking. 

MO#24/Dossier

Ein Friseur verlinkt die Welt
Der 17-jährige angehende Friseur lebt in 
Wien-Meidling und arbeitet im 15. Wie-
ner Gemeindebezirk Rudolfsheim, beides 
so genannte Ausländerbezirke. Für David 
ist es normal, im Friseursalon drei verschie-
dene Sprachen zu sprechen. Er parliert auf  
Deutsch, Türkisch oder Serbisch, je nach-
dem, was die Kundschaft  verlangt, fehler-
haft  bisweilen, aber bemüht. Einen Sprach-
kurs hat er nie besucht. Serbisch lernt er, 
während er Pfl egespülungen in die Kopfh aut 
massiert oder Augenbrauen zupft . „Wenn ein 
Serbe kommt, dann frag’ ich: ‚Wie heißt das 
da, wie sagt man zu dem dort?‘ Inzwischen 
kann ich sogar Schimpfworte“, erzählt David 
stolz und schiebt die schwarzen Haarbüschel 
mit dem Besen auf eine kleine Schaufel. 
Vor dem Salon bleiben eine Frau und ein 
Mann stehen, vorsichtig spähen sie durch die 
Glasfront ins Innere. Es ist ein Pärchen Ende 
Zwanzig, mit Umhängetaschen und Prada-
Brille – Figuren des schleichenden Vordrin-
gens einer weißen AkademikerInnenschicht 
in den kulturell diversen Arbeiterbezirk. 
Sie tuscheln, zögern erst, schüchtern tre-
ten sie schließlich ein. Davids Lehrmeiste-
rin begrüßt die beiden, die Frau nimmt an 
der Waschstation Platz und zwinkert ih-

bei mir.“ Und wie reagiert er darauf? Da-
vid beginnt zu grinsen. „Die, die schimpfen, 
nehmen ja selber kein Gackerlsackerl“, glaubt 
er zu wissen. „Also schrei ich jetzt auch im-
mer, wenn ich das sehe.“ Ein paar Meter ent-
fernt vom Friseursalon sitzt der 16-jährige 
Murat* auf einer Parkbank. Er wirkt unru-
hig, mit seinem Kumpel zählt er die Minu-
ten. Eine halbe Stunde noch, dann gibt es 
frisches Gras. „Unsere Medizin“, nennt Mu-

rat die illegale Rauchware. Auf die Frage, für 
wie integriert er sich hält, reagiert er über-
raschend. Erst sagt er: „Ich bin nicht inte-
griert“, dann korrigiert er sich: „Besser ge-
sagt, weiß ich gar nicht, was das ist.“ Murat 
ruft  seinen Kumpel, der ein paar Meter wei-
ter gerade mit seinem Handy herumspielt. 
„He! Bin ich integriert?“ – Der Braunge-
brannte mit Kurzhaarfrisur und engen Jeans 
fragt zurück: „Was heißt das, Alter? Wenn ich 
den Sinn nicht verstehe, wie soll ich die Fra-
ge beantworten?“ 

rem Freund verstohlen zu. Es scheint ihr ein 
Abenteuer zu sein, sich in die Hände der tür-
kischen Friseurin zu begeben. 
Wer diese Szene betrachtet und Wien nicht 
kennt, würde ein pastellfarbenes Bild sehen. 
Das Bild einer Stadt, in der die Menschen 
zwar noch verkrampft , aber immerhin be-
müht umeinander in Kontakt treten. Anders 
gesagt: eine Stadt, die Ausländerwahlkämp-
fen nur wenig Stoff  bieten würde. 

Richtmaß Gackerlsackerl
Freilich ist dem nicht so. Das weiß auch Da-
vid. „Es gibt Österreicher, die wollen die 
Türken. Und andere wollen sie nicht. Das 
kommt auf die Leute an“, sagt David. Über 
die Frage, welche der beiden Gruppen die 
Mehrheit stelle, muss er kurz nachdenken. 
Dann beginnt er zu erzählen. Davon, dass 
er beim Gassi-Gehen mit seinem Hund im-
mer beschimpft  werde. Noch bevor sein be-
dürfnisgequältes Haustier das Hinterteil auf 
das Gras zu bewegt, höre er schon deren Ge-
keife. „Die Wiener schreien wieder“, sagt er 
dann. Dass er gefälligst ein Sackerl verwen-
den solle, wo bitteschön der Beißkorb sei 
und überhaupt und außerdem.  „Ich habe 
das beobachtet“, erzählt David, „bei den an-
deren Österreichern schreien sie nicht. Nur 

IN- UND AUSLÄNDER: 
SELBST BEIM GASSI-GEHEN  
WIRD NOCH IN DIESEN KA-

TEGORIEN GEDACHT.
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Das I-Wort
Was bedeutet es nun wirklich – sich zu inte-
grieren? Seit April hat Österreichs Regierung 
ein Mitglied, das sich genau um diese Frage 
kümmert: Sebastian Kurz. Wer die Aussagen 
des Staatssekretärs durchforstet, erhält dar-
auf im Wesentlichen drei Antworten.  Ers-
tens: Deutschlernen. Zweitens: Leistung er-
bringen. Drittens: „Nicht nur im Reisepass, 
sondern im Herzen Österreicher sein.“ 
Wir fragen nach. Wie sieht es mit den drei 
Integrations-Anforderungen des Staatsekre-
tärs bei Murat aus? Der Bursche, der immer 
noch am Meiselmarkt auf seinen Geschäft s-
termin mit dem Cannabis-Verkäufer wartet, 
spricht fl ießend Deutsch. Seine Installateurs-
lehre wird er in Kürze abschließen. Sprache 
und Leistung, die ersten beiden Kriterien, 
kann Murat also bereits abhaken. Wie aber 
sieht es mit Reisepass und Herz aus? Im Licht 
des staatlichen Integrationsauft rags könnte 
man sagen: schlecht. Seit kurzem ist Murat 
nämlich gar kein Österreicher mehr. 
Seinen österreichischen Reisepass hat er 
einfach ablaufen lassen, einen neuen erst 
gar nicht beantragt, dafür trägt er nun ei-
nen türkischen Pass bei sich. Warum? „Ich 
bin eher ein Türke“, erklärt der 17-Jährige. 
Aber was macht einen Türken zum Türken? 

Hm, überlegt Murat. „Mensch ist Mensch, 
egal woher“, sagt er, zudem spreche er bes-
ser Deutsch als Türkisch, seit dem fünft en 
Lebensjahr wohne er in Wien, aber „die Re-
ligion und so, das ist anders in der Türkei“. 
Darum die freiwillige Ausbürgerung. Ob er 
also einmal in der Türkei leben wolle? Mu-
rat schüttelt heft ig den Kopf. „Nein. Ich will 
hier bleiben.“ Murat weiß selbst nicht, wo er 
hingehört, ob er überhaupt irgendwo hinge-
hören will. Es wirkt so, als wäre sein Staats-
bürgerschaft swechsel eher ein Ausdruck des 
Protests, als eine bewusste Entscheidung für 
eine nationale Identität.

Super integriert mit weißer Haut
Ein paar Meter weiter rastet auf einer Park-
bank die 16-jährige Hawa. Die gebürtige 
Tschetschenin trägt langes, schwarzes Haar, 
enge Jeans und Stöckelschuhe. Mit ihrer 
Kumpelfreundin Kübra sitzt sie auf der Park-
bank und plaudert, bis die Sonne untergeht. 
Dann gehen sie Fastenbrechen. Es ist Rama-
dan, Fastenmonat. 
Hawas Geschichte klingt anders als jene von 
Murat.  „Mir sagen sie oft , wie super integ-
riert ich bin. Ja, da krieg ich viel Applaus“, 
erzählt Hawa, sie wirkt belustigt. Das Kom-
pliment freue sie, „ich nehme es als Zei-

chen, dass ich gemocht werde, dass man 
mich akzeptiert“, sagt Hawa. Die Pegeltrin-
ker im Beisl gegenüber könnten bei der quir-
ligen 16-Jährigen Deutschunterricht neh-
men, so akzent- und fehlerfrei beherrscht 
sie die Sprache. Erst seit sechs Jahren lebt sie 
hier, doch als Einzelkind mit Muttersprache 
Tschetschenisch und Spielplatzanbindung 
lernt man fl ugs. Ob die Leute ihre Sprach-
kenntnisse meinen, wenn sie Hawas Inte-
grations-Fortschritt loben? „Mein Aussehen 
auch“, glaubt Hawa: Kein Kopft uch, weiße 
Hautfarbe, keine auff ällige Kleidung – das 
bringt Pluspunkte im unausgesprochenen 
Integrationsranking des Alltags. 
Auch Hawas Freundin Kübra merkt man ih-
ren türkischen Hintergrund nicht an. Wäh-
rend Kübras Mutter ein Kopft uch trägt, bleibt 
ihr Kopf unbedeckt, die 16-Jährige trägt mo-
dische Silberohrringe und ein türkisfarbenes 
Top, im selben Farbton hat sie Lidschatten 
aufgetragen. Für Kübra bedeutet integriert 
zu sein: „dass man sich von der Bekleidung 
her anpasst, dass man modebewusst ist, dass 
man freundlich ist, die Sprache spricht. Dass 
man nett, freundlich und hilfsbereit ist.“ Auf 
die Frage, wer denn diese modebewussten, 
hilfsbereiten ÖsterreicherInnen seien, an die 
es sich anzupassen gelte, müssen die beiden
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Strandbar Hermann am Donaukanal: Alina, 18, aus Döbling: „Ausländer sollen sich in der Politik 
auskennen.“ Der Name Sebastian Kurz sagt Alina nichts. 

16-Jährigen kurz nachdenken. Dann sagt 
Hawa: „Stimmt, das habe ich mir eigentlich 
noch nie überlegt. An wen sollen wir uns 
anpassen? An die da drüben in der Disco?“ 
Hawa verzieht den Mund. „Ich weiß auch 
nicht,  an wen. Aber die Politiker wollen es 
immer von uns.“

Paradoxon Arbeit
Die Politik, das ist ein leises Pendel, das stets 
über Hawas und Kübras Scheiteln zu schwin-
gen scheint. So hört es sich an, wenn man mit 
den beiden Schülerinnen spricht. Deutsch-
lernen, nett sein, nicht auff allen, niemandem 
zur Last fallen, nicht aufmucken. Anfeindun-
gen aushalten – auch das gehört dazu. Über 
dieses Th ema scheint Kübra nicht gerne zu 
sprechen. Als Hawa ansetzt, über „Leute, die 
uns Ausländer nicht akzeptieren“ zu spre-
chen, beeilt sich Kübra, dieses Bild nicht so 
stehen zu lassen. „Wirklich, es gibt auch ganz 
liebe Österreicher. Ich habe einmal bei einer 
Familie auf die Kinder aufgepasst. Die waren 
wirklich total lieb“, sagt Kübra. Prompt boxt 
ihr Hawa sachte von der Seite in die Rippen: 
„Jetzt sei doch mal ehrlich, klar gibt es solche 
und solche. Aber was ich zum Beispiel total 
oft  höre, ist: Ihr nehmt‘s uns die Arbeitsplät-
ze weg. Und am zweitmeisten: Die Ausländer 

19. Wiener Bezirk hatte in ihrer Schulklas-
se laut eigenen Angaben „überwiegend mit 
Österreichern“ zu tun. Dennoch weiß sie von 
„negativen Erfahrungen mit Integration“ zu 
berichten: „Wenn ich in der U-Bahn sitze 
und Leute reden die ganze Zeit nur Türkisch 
oder Serbisch“, dann ist es nicht so, wie Mona 
sich das vorstellt. Auch Alina kennt Negativ-
beispiele. „Die reden in der Straßenbahn ex-
tra Türkisch, damit sie über uns schimpfen 
können und wir es nicht verstehen.“ Woher 
sie wisse, dass sie schimpfen? „Sie schauen 
dann so komisch her. Man merkt das ja.“ 
Alina, die ebenfalls großteils mit österreichi-
schen Kids aufgewachsen ist und in Wien 
Alsergrund wohnt, erwartet von Zugewan-
derten, „dass sie sich für die österreichische 
Kultur interessieren, die Sprache lernen, und 
eine Arbeit annehmen.“ Die österreichische 
Kultur zu beschreiben, fällt auch der 18-
Jährigen nicht ganz leicht: „Naja, sie sollten 
sich über Architektur und Musik informie-
ren“, meint Alina. „Und über die Bundeslän-
der“, ergänzt Mona. „Sie sollten wissen, dass 
es nicht nur Wien gibt.“ Und Alina fügt hin-
zu: „Bei Politik sollten sie sich auch ein biss-
chen auskennen.“
Apropos, eine kleine Zwischenfrage: Wer ist 
Sebastian Kurz? Der Name ist Alina nicht be-
kannt.

Keine Angst
Am Meiselmarkt raucht David gerade seine 
Pausenzigarette. Hawa und Kübra drehen, in-
einander eingehakt, eine letzte Runde um die 
Wasserwelt, und Murat fährt mit der U-Bahn 
zu seinem Handelstermin. Das Pärchen beim 
Friseur begleicht die Rechnung und sagt: „Bis 
zum nächsten Mal!“, die Stammgäste im Beisl 
schimpfen über Ausländer. 
„Asoziale gibt es eigentlich überall“, sagt 
Mona, „bei Österreichern und bei Auslän-
dern.“ Warum aber wird bei MigrantIn-
nen immer besonders laut geschrieen? „Das 
hängt vermutlich mit Vorurteilen zusam-
men“, glaubt die 20-Jährige. „Ich glaube, vie-
le Österreicher haben Angst, dass man ih-
nen die Kultur wegnimmt“, meint hingegen 
Hawa. „Aber da brauchen sie keine Angst 
zu haben“, beruhigt die 16-Jährige. „Sie ha-
ben Maria Th eresia und so weiter – diese Ge-
schichte nimmt ihnen keiner weg.“

* Name von der Redaktion geändert.

arbeiten nichts und leben nur von Sozialhil-
fe.  - „Ja, stimmt schon“, sagt Kübra.
Die Vorgaben sind also widersprüchlich. Wer 
nicht arbeitet, gilt als Schmarotzer – und wer 
arbeitet, nimmt anderen den Job weg. Kann 
man es also nur falsch machen, wenn man 

alles richtig machen will? Und: Wenn es die 
Jungen aus zugewanderten Familien nicht 
wissen, was sie nun genau tun müssen, um 
als integriert zu gelten – wer weiß es dann?

Döbling ist anders
Die 20-jährige Mona zum Beispiel. Die Döb-
lingerin, die gerade mit ihrer Freundin Alina 
nach einer satten Portion Sonne, Sand und 
kühlen Getränken an der Strandbar Herr-
mann den Heimweg antritt, muss nicht lange 
nachdenken, was Integration bedeutet. „Die 
Kultur des neuen Heimatstaates anzuneh-
men“, erklärt sie, „den Lebensstil, die Spra-
che. Sich nicht in der eigenen Kultur verbun-
kern.“ Die 20-jährige aus dem bürgerlichen 

„WIRKLICH, 
ES GIBT AUCH

GANZ LIEBE 
ÖSTERREICHER.“
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Xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx werden gerne auch zu AufsichtsrätInnen bestellt. 
Mit dem Argument, Politik-Einfl üsse zu minimieren. 
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I n ihrem Mittelpunkt stehen meist Mi-
grantInnen und in gewisser Weise 
hat sie selbst einen Migrationshinter-

grund, denn nach Österreich schwappte sie 
über die Niederlande und über Deutsch-
land. Das war im Jahr 2004. Seitdem ist 
sie geblieben, die Debatte über Parallelge-
sellschaft en. Auch Integrationsstaatssekre-
tär Kurz hat sie gleich nach seinem Amts-
antritt zum Th ema gemacht: „Wir haben 
einige Menschen in Österreich, die in ei-
ner Parallelgesellschaft  leben und nur sehr 
schwer erreichbar sind“, tönte Kurz im Stan-
dard. Und Neo-Vizekanzler Spindelegger 
ergänzte in einem Kurier-Interview: „Wer 
sich integriert, wird belohnt; wer das nicht 
tut und wer bewusst das auch gar nicht will, 
der muss auch Konsequenzen spüren. Denn 
es kann nicht sein, dass wir den Aufb au ei-
ner Parallelgesellschaft  sehenden Auges un-
terstützen.“

Österreicher im Herzen
Der Verweis auf Parallelgesellschaft en ge-
hört heute zu den politischen Standardaus-
sagen in der Integrationsdebatte. Seit Mitte 
der neunziger Jahre hat die Politik ihr rhe-
torisches Repertoire rund um die Integra-
tionsthematik ständig erweitert (siehe Kas-
ten „Kampfb egriff  Integration“). Mit dazu 
gehören inzwischen Wortkreationen und 
Wendungen wie Kulturdelikt, Leitkultur, 
Anpassung, artfremd, Ghettobildung, Ab-
schottung, integrationsunwillig, Hasspre-
diger, kulturelle Entgrenzung, Integrations-
vereinbarung, Fremde, unsere Leute, echte 
Österreicher, Österreicher im Herzen, Neo-
Österreicher und neuerdings eben auch In-
tegration durch Leistung. 
All diesen Begriff en gemeinsam ist, dass sie 
PolitikerInnen fast ausschließlich in den 
Mund nehmen, wenn sie über MigrantIn-
nen sprechen, Integration einfordern und 

Zwangsmaßnahmen rechtfertigen. 
Während etwa in Bezug auf sprachliche und 
kulturelle Netzwerke zugewanderter Men-
schen vor drohenden oder bestehenden Pa-
rallelgesellschaft en und den davon ausge-
henden Gefahren gewarnt wird, werden 
engmaschige und nur bedingt durchlässige 
PolitikerInnen-, Kirchen- oder Wirtschaft s-
netzwerke nicht als Parallelgesellschaft en 
gewertet. Nicht einmal die in Österreich 
bestehenden rechtsextremen Parallelgesell-
schaft en werden als solche tituliert. 
Auch die räumliche Ballung von Zuwande-
rergruppen ist der Politik ein Dorn im Auge. 
Nicht selten wird in diesem Zusammenhang 
von Ghettobildung gesprochen. Gleichzei-
tig fällt jedoch niemandem ein, Villenviertel 
als Reichenghettos zu bezeichnen und davor 
zu warnen, dass diese Reichen kaum in Be-
rührung mit anderen Bevölkerungsschich-
ten kommen. 

Parallelgesellschaft  ist eine von vielen Wortkreati-
onen, die für das Th ema Zuwanderung erfunden 
wurden. Dass Österreich selbst gerne parallel lebt, 
ist noch niemand aufgefallen.
Text: Alexander Pollak
Illustration: Franz Suess
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Kerngesellschaft macht dicht
Die Integrationsdebatte ist also auf dem 
nicht-migrantischen Auge blind. Doch auch 
das Auge, das auf die Zugewanderten und 
deren Nachkommen schielt, sieht oft  nur 
unscharf. So weist der Integrationsexperte 
Kenan Güngör in einem Interview für die 
Wiener Zeitung darauf hin, dass gerade mi-
grantische Parallelgesellschaft en auch positiv 
betrachtet werden können, „weil sie in der 
ersten Phase der Zuwanderung ein Auff ang-
netz für Immigranten sein können.“ 
Dies wird auch vom Politologen Franz Wal-
ter bestätigt. In einem Artikel für die bür-
gerlich-konservative Zeitung „Die Welt“ 
schreibt er, dass Parallelgesellschaft en „kei-
neswegs per se eine Bedrohung oder Belas-
tung der pluralistischen Gesellschaft  dar-
stellen“. Im Gegenteil, die meisten dieser 
Gesellschaft en haben, so Walter, „eine be-
achtliche Integrations- und Stabilisierungs-
leistung hervorgebracht – je aufstiegsoff e-
ner, antihierarchischer, sozial fl ießender die 
herkömmliche Kerngesellschaft  sich verhielt, 
desto stärker konnte dies gelingen.“
Von einem aufstiegsoff enen, antihierarchi-
schen und sozial fl ießendem Verhalten der 
„Kerngesellschaft “ ist Österreich allerdings 
weit entfernt. Statt Bedingungen zu schaf-
fen, damit Menschen unterschiedlicher Her-
kunft  gleiche Chancen in den Bereichen Bil-
dung und Arbeit haben, werden Slogans wie 
„Integration durch Leistung“ entworfen, 
die suggerieren, gesellschaft liche Verwirk-
lichungs- und Aufstiegschancen zugewan-
derter Menschen würden allein von deren 
Leistungswillen abhängen. Und anstatt die 
Vielfalt der mit einer demokratischen Ge-
sellschaft  vereinbaren Lebensentwürfe an-
zuerkennen und deren Gleichberechtigung 
zu forcieren, werden von „Menschen mit Mi-
grationshintergrund“ einseitig Anpassungs-
leistungen verlangt und damit eine hierarchi-
sche Über- und Unterordnung hergestellt. 

ORF untertiteln
Der Begriff  „Mensch mit Migrationshinter-
grund“ wird in diesem Zusammenhang oft -
mals dazu missbraucht, um gesellschaft liche 
Hierarchien über Generationen hinweg fest-
zuschreiben. Denn „Mensch mit Migrations-
hintergrund“ steht im politischen Alltag nicht 
für die Anerkennung der biographischen 
Vielfalt der BürgerInnen eines Landes, son-
dern, im Gegenteil, für die Nichtanerkennung 

WELCHE DIESER 
PERSONEN LEBT NICHT 

IN EINER PARALLEL-
GESELLSCHAFT?

Fo
to

s:
 E

va
 G

la
w

is
ch

ni
g 

©
Di

eG
rü

ne
n;

 F
ay

m
an

n 
©

Lu
dw

ig
 S

ch
ed

l; 
He

in
z 

Ch
ris

tia
n 

St
ra

ch
e 

©
FP

Ö
; M

ic
ha

el
 S

pi
nd

el
eg

ge
r ©

Ö
VP



Dossier/MO#24

19

von Menschen als vollwertige, gleichberech-
tigte BürgerInnen. Versuche, die Durchlässig-
keit der österreichischen Gesellschaft  – und 
damit auch die Durchlässigkeit migrantischer 
Netzwerke – zu erhöhen, werden von der Po-
litik oft mals nicht nur nicht gefördert, son-
dern geradezu bekämpft . So ist beispielsweise 
Vielsprachigkeit noch immer ein Fremdwort 
in den meisten österreichischen Medien. Dies 
gilt auch für den öff entlich-rechtlichen Rund-
funk. Laut Gesetz hat der ORF den Auft rag 
„sich an der Vielfalt der Interessen aller Hö-
rer und Seher zu orientieren“. Davon ist aller-
dings nicht allzu viel zu sehen. 
Zwar wird inzwischen für zahlreiche Sen-
dungen des ORF als Service für Gehörlo-
se eine deutsche Untertitelung angeboten, 
aber es gibt kein einziges nicht-deutsches 
Untertitelungsangebot. Ebensowenig exis-
tieren nicht-deutschsprachige Sendungen 
mit deutschen Untertiteln. Dabei haben 
Forschungsprojekte nachgewiesen, dass viel-
sprachig untertitelte Sendungen den Spra-
cherwerb massiv fördern würden. 
Doch zu groß ist off enbar die Angst vor ei-
ner Schelte aus dem rechten Eck. Dort wird 
man nicht müde fern jeder Realität zu trom-
meln, dass vielsprachige Medien „Parallelge-
sellschaft en züchten“ würden.

Schule: Parallelität erwünscht
Auch gegen ein durchlässigeres Schulsystem 
gibt es heft ige Widerstände, nicht nur von 
rechts außen, sondern auch aus der konserva-
tiven Mitte. Letztere kämpft  mit Klauen und 
Zähnen gegen die gemeinsame Schule der 
unter 14-Jährigen. Die „Elite“, so das Argu-
ment, soll in den Gymnasien unter ihresglei-
chen bleiben. Wenn es um Schulen geht, wird 
somit explizit die Parallelität unterschiedli-
cher Bildungschancen und damit auch ge-
sellschaft liche Parallelität befürwortet.  
Wo aber bleibt der Aufschrei aus den Kon-
servativen und rechten Lagern, dass Haupt-
schulen zu Parallelgesellschaft en führen kön-
nen? Eben dieser Aufschrei erfolgt freilich, 
sobald es darum geht, neben den Sprachfä-
chern Französisch, Russisch oder Polnisch 
ein weiteres Maturafach Türkisch einzu-
führen. Das wäre eine Maßnahme, die die 
Durchlässigkeit des Bildungssystems erhö-
hen könnte. Stattdessen wird sie recht platt 
und ohne zu erkennende Logik als Förde-
rung von Parallelgesellschaft en diskreditiert. 
Schulische Frühselektion hingegen gilt als 
wichtiges österreichisches Kulturgut. 
Dank erfolgreicher Agitation von rechts und 
eines immer wieder auf den Populismuszug 
aufspringenden Regierungsteams hat sich 

Österreich in eine Situation manövriert, die 
durchaus selbst den Namen „integrations-
politische Parallelgesellschaft “ verdient. Sie 
scheint für ihre Bevölkerung oft  gar nicht 
mehr erreichbar. Diese Parallelgesellschaft  
ist weitgehend undurchlässig für konstruk-
tive Ideen und positive gesellschaft spoliti-
sche Gestaltung. Es wird mehr Energie in 
rhetorische Aufrüstung und gesetzliche Na-
delstiche gegen MigrantInnen investiert, als 
in die Schaff ung von Rahmenbedingungen, 
die allen Menschen Teilhabe und Teilnah-
me ermöglichen.
Im Gegensatz zum Nutzen, den migranti-
sche Parallelgesellschaft en für ihre Mitglie-
der und auch für die Gesellschaft  als Gan-
zes bringen können, lässt sich beim besten 
Willen nichts Gewinnbringendes an der Pa-
rallelwelt, in der sich die österreichische In-
tegrationspolitik bewegt, erkennen. Die 
emotionale Befriedigung jenes Teils der Be-
völkerung, die Lust daran empfi ndet, als 
„echte Österreicher“ bezeichnet zu werden, 
wird über die Entwicklung einer nachhaltig 
funktionierenden demokratischen Gesell-
schaft  gestellt.
In Anlehnung an einen Werbespruch der 
Zeitschrift  Falter kann man da nur fragen: 
Wer holt uns da raus?

Es war die große Koalition unter Bundeskanzler 

Franz Vranitzky, die den Begriff „Integration“ erst-

mals als politische Waffe benutzte. Mit dem Slo-

gan „Integration vor Neuzuzug“ versuchte die 

SPÖ-ÖVP-Regierung im Jahr 1996 der Anti-Auslän-

der-Agitation der FPÖ den Wind aus den Segeln zu 

nehmen. Ohne Erfolg. Bei den darauf folgenden 

Wahlen wurde die Haider-Partei zur zweitstärksten 

politischen Kraft in Österreich. Und es erfolgte ein 

politisches Erdbeben. Die FPÖ wurde von der ÖVP 

in die Regierung gehievt, der Kampfbegriff Integ-

ration damit neu vermessen.

Stand in den neunziger Jahren noch die begrenzte 

Aufnahmekapazität des österreichischen Arbeits- 

und Wohnungsmarktes – und damit die Regelung 

bzw. Verhinderung von Neuzuzug – im Mittelpunkt 

der politischen Debatte, wurden nunmehr die be-

reits in Österreich lebenden Zugewanderten und 

ihre Kinder zum Kristallisationspunkt der Ausein-

andersetzung. 

Der Slogan „Integration vor Neuzuzug“ wurde zwar 

von der ÖVP-FPÖ-Regierung beibehalten, aber der 

Integrationsbegriff erfuhr eine markante Umdeu-

tung. Integration war nun keine Antwort mehr auf 

die schwierigen Ausgangsbedingungen von Mig-

rantInnen, sondern bezog sich auf die „Unwillig-

keit“ der MigrantInnen sich „anzupassen“. Integ-

ration wurde zum Imperativ. Immer heftiger wurde 

daher im Lauf des Jahres 2001 die Einführung ei-

nes Integrationsvertrages diskutiert, der Zuwande-

rer (und auch bereits Zugewanderte) zum Besuch 

von Deutschkursen und zur Ableistung von Prüfun-

gen verpfl ichten sollte. Anfang Oktober 2001 folgte 

schließlich der Beschluss der so genannten Inte-

grationsvereinbarung durch die Regierung. 

Spätestens zu diesem Zeitpunkt war Integrati-

on nicht mehr das, was es einmal war. Die Politik 

hatte sich des Begriffs bemächtigt und eine Um-

deutung vorgenommen. Hatten Menschenrechts-

organisationen bis dahin Integration noch als po-

sitives Gegenstück zu erzwungener Assimilation 

und Identitätsverlust hochgehalten, mussten sie 

nun erkennen, dass sich Integrationspolitik zu ei-

ner Sündenbockpolitik gewandelt hatte, in der es 

um das Ausüben von Druck auf einzelne Bevölke-

rungsgruppen ging. 

Seitdem wenden sich immer mehr Wissenschaftle-

rInnen und AktivistInnen vom Integrationsbegriff 

ab. Ende 2010 veröffentlichte das europäische 

Netzwerk Kritische Migrations- und Grenzregime-

forschung eine inzwischen von mehreren tausend 

Menschen unterzeichnete Stellungnahme mit dem 

Titel „Demokratie statt Integration“. Darin wird 

festgehalten, dass die Rede von der Integration 

„eine Feindin der Demokratie“ sei, denn Integrati-

on erkläre „Hierarchien für unverrückbar“ und „nö-

tige Menschen einen Verhaltenskodex auf“.

KAMPFBEGRIFF INTEGRATION

Der Integrationsbegriff gilt zunehmend mehr WissenschaftlerInnen und
AktivistInnen als „Feindin der Demokratie“
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WIE 
INTEGRIERT 

SIND SIE?
Der einzig echte Integrationstest

Oberster Integrationsprüfer: Alexander Pollak
Illustrationen: Karin Wasner

1. Zwei Parallelgesellschaften treffen sich… 
 a. wenn der Integrationsstaatssekretär eine 
  Moschee besucht (2 Punkte)
 b. wenn der Integrationsstaatssekretär den 
  Präsidenten des Bauernbunds trifft (0 Punkte)
 c. beim interkulturellen Dialog (3 Punkte)

2. Mit wie vielen LobbyistInnen sind Sie befreundet? 
 a. Null (0 Punkte)
 b. mehr als Zwei (2 Punkte)
 c. ich bin LobbyistIn in eigener Sache (3 Punkte)

3. Finden Sie es gut, dass Frauen weniger 
 verdienen als Männer?
 a. Nein, gleiche Bezahlung für den gleichen Job (0)
 b. Ja, Männer verdienen mehr, weil sie es verdienen (3)
 c. Nicht unbedingt, aber dass es so ist, hat sicher
  einen guten Grund (2)

A
B
C



21

Dossier/MO#24

4. Befürworten Sie, dass Homosexuelle nicht 
 heiraten dürfen?
 a. Ja, weil die Ehe etwas ganz besonderes ist (2)
 b. Um Gottes Willen, ja! (3)
 c. Nein, gleiche Rechte für alle (0)

5. Haben Sie Angst vor der Gesamtschule? 
 a. Ja, weil mein Kind was Besseres ist (3)
 b. Nein, aber Leistung muss sich lohnen (2)
 c. Nein, gleiche Chancen für alle Kinder (0)

6. Sind Sie für die Abschiebung von Wirtschafts-
 fl üchtlingen?
 a. Ja, und es wird derzeit viel zu wenig 
  abgeschoben (3)
 b. So wenig und so human wie möglich (2)
 c. Nein, weil auch wirtschaftliche Not als Fluchtgrund 
  ankerkannt werden sollte (0)
 
7. Sie wohnen in einem Haus, in das immer mehr
 türkisch sprechende Menschen einziehen. 
 Was machen Sie?
 a. Ich beginne Türkisch zu lernen (0)
 b. Ich glaube, dass ich dann öfters die Polizei 
  rufen muss  (2)
 c. Ich ziehe möglichst rasch aus (3)

8. Sie sitzen in der Straßenbahn und ein älterer Mann, 
 der sichtlich eine Gehbehinderung hat, steigt ein: 
 a. Ich biete ihm meinen Platz an (0)
 b. Ich tu so, als hätte ich ihn nicht bemerkt (2) 
 c. Ich werfe ihm einen strengen Blick zu und presse 
  die Hand auf meine Tasche, die den Sitzplatz 
  neben mir belegt (3)

9. Sie haben bereits eine oder mehrere Verwaltungs-
 strafen bekommen wegen …
 a. Hundekot am Gehsteig (3)
 b. falsch parken (2)
 c. der Teilnahme an einer nicht genehmigten Demo (0)

10. Sie sind im Herzen: 
 a. freiheitsliebend (0)
 b. Österreicher (3)
 c. blutig (2)

11. Roma …
 a. sind steinreich und verkaufen nur Zeitungen, um 
  zu nerven (3)
 b. sind arm und unterstützenswert, aber nerven, 
  wenn sie Zeitungen verkaufen (2)
 c. sind arm und ich kaufe ihnen daher gleich 
  mehrere Zeitungen ab (0)

12. Ich mag ... 
 a. Kirchtürme, aber keine Minarette (3)
 b. Minarette, aber keine Kirchtürme (2)
 c. keinerlei religiöse Türme (0)

13. Medienvielfalt ... 
 a. besteht in Österreich ausreichend (2) 
 b. brauche ich nicht, weil ich ein Kronen-Zeitungs-
  Abo habe (3)
 c. wird erst durch Minderheitenmedien 
  vollkommen (0)
 
14. Das Binnen-I …
 a. ist grauslicher Emanzen-Genderwahnsinn (3)
 b. hab ich in meiner Kronen-Zeitung noch 
  nie gesehen (2)
 c. macht die wichtige und bisher unterbewertete Rolle 
  von Frauen in unserer Gesellschaft sichtbar (0)

22-42 Punkte: Sie sind superintegriert. Und wir sind baff. Frage: Was um alles in der Welt hat Sie veranlasst, MO – Magazin für Menschenrechte zu lesen??? Ihr Bild 
gehört in die Rot-Weiß-Rot-Fibel des Integrationsstaatssekretärs. Wären alle Menschen in Österreich wie Sie, gäbe es keine artfremden Magazine wie dieses mehr.

7-21 Punkte: Sie sind schwer einzuordnen: Ein Kronen-Zeitung-lesender Gutmensch? Ein politisch korrekter Verfechter der politischen Unkorrektheit? Ein linkslinker 
Rechtsabweichler? Da fehlt uns jetzt echt die passende Integrationsschublade. Unser Tipp: Machen sie was … egal, aber ziehen Sie’s durch!

0-6 Punkte: Von Integration keine Spur. Angepasst sein ist für Sie ein Fremdwort. Für Kurz sind sie ein/e TräumerIn, für die Kronen Zeitung und die FPÖ ein hochnaiver 
und zugleich extrem gefährlicher linkslinker Gutmensch, für uns schlicht und einfach Stammkundschaft. Bleiben Sie dran!
Übrigens: Dieser Test ist nicht für Asylsuchende gedacht: Das Innenministerium hält fest, dass Sie als Asylsuchender nicht das Recht haben, sich in Österreich zu 
integrieren. Daher versuchen Sie es besser gar nicht.
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Der Migrationsforscher Mark Terkessidis hält das 
Th ema Einwanderung für eine grandiose Spielwiese 

für PopulistInnen. Brüssel werde das bald ändern.
Interview: Niko Katsivelaris
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H err Terkessidis, Österreich hat vor 
wenigen Monaten einen Staatsse-
kretär für Integration erhalten. Be-

kannt war Sebastian Kurz im Wiener Wahl-
kampf u.a. mit der Forderung nach „mehr 
Deutsch in den Moscheen“ geworden. Wie 
schätzen Sie diese Aussage ein?
Off enkundig hat er eine populistische Agen-
da, ganz so, als würde es keine anderen Th e-
men geben. Der Islam wird im gängigen 
Integrationsdiskurs völlig überbewertet. Tat-
sächlich wird aber in vielen Moscheen – vor 
allem in den kleineren Gemeinden – längst 
auf Deutsch gepredigt, da die Moscheen 
oft  überethnisch organisiert sind. Deutsch 
dient als gemeinsame Sprache zusätzlich 
zum Arabisch des Korans. Eigentlich könn-
te man diese Entwicklung ja auch positiv zur 
Kenntnis nehmen. Im Übrigen gibt es ver-
fassungsmäßig garantierte Freiheitsrechte. 
Wenn die KatholikInnen in der Kirche wie-
der auf Latein predigen wollten, dann wäre 
das ihr gutes Recht.

Wie beurteilen Sie diese Fixierung auf die 
deutsche Sprache?

Aussagen wie die von Ihnen zitierte zeigen 
sehr klar, dass das Th ema Integration hier in 
erster Linie durch die nationalistische Brille 
gesehen wird – und da ist Sprache natürlich 
das Top-Th ema. Dabei ist diese Fixierung 
auf die deutsche Sprache ebenfalls ziemlich 
unverhältnismäßig. Ein nicht unbeträchtli-
cher Anteil der MigrantInnen hat ohnehin 
gute Deutschkenntnisse. Es macht aber we-
nig Sinn, jene verantwortlich zu machen, 
die schlecht Deutsch sprechen. Die Frage ist 
doch vielmehr: Ist unser Bildungssystem so 
beschaff en, dass Sprachkenntnisse gut ver-
mittelt werden – unter Berücksichtigung 
und Wertschätzung der Herkunft ssprachen? 
Und darüber hinaus sind Sprachdefi zite ganz 
häufi g ein Schichtproblem: In Deutschland 
hat die „Sprachstandsfeststellung“ im Kin-
dergarten gezeigt, dass 25 Prozent der Kin-
der deutscher Herkunft  im Alter von vier 
Jahren erhebliche Defi zite aufweisen! 

Laut jüngstem Integrationsbericht des In-
nenministeriums fühlen sich 45 Prozent 
der MigrantInnen „nicht dem österrei-
chischen Staat zugehörig“. Jetzt soll eine 

„Rot-Weiß-Rot-Fibel“ die österreichische 
Werte- und Rechtskultur vermitteln. Ein 
tauglicher Versuch?
Ich kann die Zahlen nicht überprüfen. In Be-
richten dieser Art klingt es immer so, als wür-
den die bösen Migranten sich einfach nicht 
mit Österreich identifi zieren wollen. Die ent-
scheidende Frage ist aber: Welche Erfahrun-
gen haben dazu geführt? Was ist mit Diskri-
minierung? Wie soll man sich einem Land 
zugehörig führen, das nicht einmal die off en-
sichtliche Tatsache der Einwanderung akzep-
tiert hat? Insofern mutet die Fibel schon fast 
rührend an – wer liest denn so was? Grund-
sätzlich ist die Vermittlung von Rechten, des 
Rechtssystems und der Partizipationsmög-
lichkeiten natürlich eine ganz wichtige Sache. 
Nur klingt es fast zynisch, wenn man Leuten 
die „österreichischen Werte“ predigen möch-
te, während man ihnen gleichzeitig seit Jahr-
zehnten die Staatsbürgerschaft  vorenthält. 

Das Th ema Fremdenrecht wird im Integ-
rationsbericht vollkommen ausgespart – 
dabei ist es ein zentraler Punkt. Haben Sie 
für so etwas eine Erklärung?

Dossier/MO#24
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Man drückt sich um eine klare, transparen-
te Einwanderungspolitik. Das betrifft   sowohl 
die Regeln für legale Arbeitssuche als auch 
die Gestaltung einer vielfältigen Gesellschaft  
– etwa durch Umrüstung der Institutionen. 
Aber dafür muss erstmal klar sein: Wir sind 
ein Einwanderungsland. Derzeit ist die Po-
litik schlicht widersprüchlich: Politiker spre-
chen über Fachkräft emangel, aber ein Inge-
nieur aus Algerien im Asylverfahren darf 
nicht arbeiten. Sie beschweren sich über il-
legale Einwanderung und verteilen in Kiew 
Touristenvisa an Leute, die ganz off ensicht-
lich saisonal arbeiten werden, in der Gast-
ronomie oder in der Landwirtschaft . Bis vor 
kurzem wurden arabische Potentaten regel-
recht dafür bezahlt, die Einwanderung über 
das Mittelmeer zu stoppen, was dazu geführt 
hat, dass die Boote von weiter her kommen, 
und dann bedauert man die Toten im Mit-
telmeer und dämonisiert die „Schlepper“. 
Das ist doch verrückt.  

Sie sprechen in Bezug auf nationale Ein-
wanderungsdebatten auch von einem 
„Th eater der Souveränität“. Nationalstaa-
ten würde das Th ema Migration gezielt be-
nutzen, um sich selbst als souverän zu in-
szenieren – wie funktioniert das genau?
Das Ausländergesetz bzw. das Fremdenrecht 
ist weiterhin eine sehr nationale Angelegen-
heit. Vor allem, wenn man bedenkt, dass 

etc. Insofern muss die Gesetzeslage immer 
neu justiert werden. Während man sich un-
ter dem Begriff  der Integration derzeit mit 
den Problemen beschäft igt, die durch die Mi-
gration der 1960er Jahre entstanden sind, hat 
eine Mobilität eingesetzt, die sich in traditio-
nellen Kategorien gar nicht mehr fassen lässt. 
In Berlin fi ndet man derzeit zum Beispiel 
viele junge SpanierInnen und GriechInnen. 
Erster Eindruck war: TouristInnen. Tatsäch-

lich wollen sie im coolen Berlin was erleben, 
sind aber dort auch auf Arbeitssuche. Wie 
also mit ihnen umgehen? Gewöhnlich sucht 
man wieder eine neue Sonderregelung. Wie 
im Fall der „Green Card“, die Kanzler Schrö-
der 2000 vorgestellt hat. Damals dachten alle, 
ah, eine neue Einwanderungsdebatte. Dabei 
ging es nur um eine neue Sonderreglung, 
die es Mitarbeitern von globalen Konzernen 
ohne weitere Beschränkungen ermöglichen 
sollte, zwischen den einzelnen Standorten 
hin- und herzuwechseln. 

Was bezweckt man mit solchen Sonderre-
gelungen?

Naja, dann würde es ans Eingemachte ge-
hen. Solche Gesetze – das Ausländergesetz 
in Deutschland oder das Fremdenrecht in 
Österreich – sind ja nicht naturgegeben. Es 
handelt sich um Sonderkonstruktionen, ur-
sprünglich für Personen geschaff en, die sich 
längere Zeit im Land aufh alten, aber keinen 
Zugang zur Staatsangehörigkeit haben. 56 
Jahre nach dem ersten Anwerbevertrag le-
ben in Deutschland immer noch 7.000.000 
Ausländer mit einer durchschnittlichen Auf-
enthaltsdauer von 17,7 Jahren! Diese Men-
schen stehen einem kafk aesken Dschungel 
von Regelungen gegenüber, die noch dazu 
von Gemeinde zu Gemeinde unterschied-
lich ausgelegt werden. Ein Kriterium zur Er-
langung der Staatsbürgerschaft  lautet, man 
müsse über die „notwendigen Mittel zur Be-
streitung des Lebensunterhaltes“ verfügen – 
aber was genau ist damit gemeint? Vage Re-
gelungen sind typisch für diesen Bereich. 

Sie haben in Bezug auf diese diff use recht-
liche Praxis den Begriff  der „Politik des 
Provisoriums“ verwendet. Was meinen 
Sie damit genau? 
Man will zwar ausländische Arbeitskräft e, 
aber diese nicht als Bestandteil des „Volkes“ 
anerkennen. Nun ändert sich aber vieles – 
der Bedarf auf dem Arbeitsmarkt, die inter-
nationale Situation, das Einwanderungsge-
schehen, die Ansprüche der MigrantInnen, 

DIE INSTITUTIONEN, DIE 
FÜR UNS ZUSTÄNDIG SIND, 

STAMMEN AUS EINER 
ANDEREN EPOCHE.

ZUR PERSON

Mark Terkessidis
Mark Terkessidis, geboren 1966, 
lebt in Berlin und Köln und arbei-
tet als Journalist und Autor zu den 
Themen Migration, Popkultur und 
Rassismus. Er ist Mitglied der anti-
rassistischen Initiative Kanak Attak 
und Mitbegründer des Institute for 
Studies in Visual Culture (ISVC) in 
Köln. In seinem jüngsten Buch “In-
terkultur” (Suhrkamp, 2010) übt er 
Kritik am herkömmlichen Integrati-
onsbegriff und plädiert statt dessen 
für eine radikale interkulturelle Öff-
nung staatlicher Institutionen. 

Terkessidis: „Es ist paradox, wenn Life-
style-Magazine die Patchwork-Identität 
abfeiern, aber im Umgang mit Behör-
den klar wird, dass es besser ist, wenn 
man keine hat.“
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Während das Asylthema einer Spielwie-
se des Populismus gleicht, scheint man 
zum Beispiel Abschiebungen vor der Öf-
fentlichkeit ganz gezielt zu verbergen. Wie 
passt dieser Gegensatz zusammen?
Es gibt hier eine bewusste Strategie, das Pro-
zedere rund um das Th ema Flucht unsicht-
bar zu machen. Von den Erstaufnahmestel-
len und Flüchtlingsunterbringungen bis zu 
den Abschiebegefängnissen. Da ist ja sehr 
viel Gewalt im Spiel. Am off ensichtlichsten 
bei der Abschiebung. Aber das ist auch ein 
elementarer Vorgang, denn hier entscheidet 
der Staat am nacktesten darüber, wer Mit-
glied dieser Gesellschaft  sein darf und wer 
nicht. Ein nicht unbeträchtlicher Anteil der 
Bevölkerung bekommt dabei ein mulmiges 
Gefühl. Deswegen wird dieser Komplex un-
sichtbar gemacht. Wir haben am Institute for 
Studies in Visual Culture zuletzt das Projekt 
„Black Box Abschiebung“ realisiert. Unser 
Ziel war es hier, diesen elementaren Prozess 
der Abschiebung sichtbar zu machen.

Sehen Sie eine Alternative?
Wir brauchen eine inklusive Idee von Staats-
bürgerschaft  und niederschwellige Partizi-
pationsangebote. Das ist – wie eingangs er-
wähnt – die einzig glaubhaft e Auff orderung 
an MigrantInnen, sich im Gemeinwesen zu 
engagieren. Es ist nämlich echte Beteiligung, 
die zum Gefühl der Zugehörigkeit führt.

In Ihrer letzten Publikation sprechen Sie 
in Bezug auf ein Diversity Management 
vom Programm Interkultur. Wie soll der 
geforderte Umbau von Institutionen genau 
funktionieren?
Mit Programm Interkultur knüpfe ich an 
den Begriff  der interkulturellen Öff nung an. 
Die Gesellschaft  ist vielfältig und maßgeblich 
durch Einwanderung strukturiert. Dem muss 
vor allem im institutionellen Bereich Rech-
nung getragen werden – vor allem in dem Be-
reich, wo der Staat das Sagen hat oder Gelder 
zur Verfügung stellt. Es muss eine program-
matische Verpfl ichtung geben, im Hinblick 
auf individuelle Hintergründe und Vorausset-
zungen eine gerechte Verteilung von Rechten, 
Pfl ichten, Ressourcen und Dienstleistungen 
zu erreichen. Dieses Programm soll Innova-
tion für die ganze Institution erreichen, die 
dann wieder allen zugute kommt – Migrati-
onshintergrund hin oder her. In Wirklichkeit 
erleben wir ja alle in unserem Alltag, dass die 
Institutionen, die für uns zuständig sind, aus 
einer anderen Epoche sind.  

Können Sie ein Beispiel dafür geben?
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mittlerweile 80 Prozent der Gesetzgebung 
von EU-Regelungen betroff en sind. Daher 
ist das Th ema Einwanderung eine grandio-
se Spielwiese für Populismus. Durch marki-
ge Worte und strenge Regelungen in Sachen 
Einwanderungspolitik erscheint der Natio-
nalstaat dann in der öff entlichen Wahrneh-
mung als souverän – obwohl er es längst 
nicht mehr ist. Dieses Th eater funktioniert 
aber immer weniger. Die EU redet auch bei 
diesem Th ema zunehmend mit. Die EU-
Kommission möchte das Einwanderungs-
recht harmonisieren – mit der so genannten 
Blue Card. Die EU-Kommission traut sich da 
mehr, weil sie nicht vom Wahlkampf abhän-
gig ist. Aber das heißt auch, dass der Populis-
mus in Europa sich jetzt gegen Einwanderer 
und gegen die EU gleichermaßen richtet. 

Beim Regierungspartner ÖVP vertritt man 
den Standpunkt, Asyl sei nicht Integrati-
on. Ist diese Trennung korrekt?
Ich habe erst kürzlich mit albanischen Ju-
gendlichen gesprochen, die nach Belgrad 
abgeschoben wurden, obwohl sie zehn Jah-
re in Deutschland gelebt hatten. Die waren 
in Deutschland in der Schule, die sprachen 
Deutsch untereinander, die hatten sich also 
„integriert“. Und was passiert mit Asylbe-
werbern, deren Antrag positiv beschieden 
wird – werden die nicht „integriert“? Diese 
Ansicht ist doch Unsinn.

Es gibt heute ganz selbstverständliche For-
men von Mobilität, die von den Behörden 
nicht verstanden wird. Weil ich in Köln noch 
gearbeitet habe, muss ich dort eine Zweit-
wohnungssteuer bezahlen. Alle Regelun-
gen diesbezüglich waren auf feste Arbeits-
verhältnisse abgestellt – Freiberufl er sind da 
gar nicht vorgesehen. Es ist paradox, wenn 
in Lifestyle-Magazinen die ganze Zeit die 
Patchwork-Identität abgefeiert wird, aber 
im Umgang mit Behörden klar wird, dass es 
besser ist, wenn man keine hat. Die Instituti-
onen müssen sich auf die Vielheit der Indivi-
duen einstellen. Es macht keinen Sinn mehr, 
nach den Defi ziten bestimmter Gruppen wie 
der „der Türken“ zu suchen, sondern man 
muss darauf schauen, was für strukturelle 
Barrieren es in den Institutionen gibt. 

Sehen Sie positive Entwicklungen?
Auf kommunaler Ebene ja. Die Stadt Stutt-
gart etwa hat kürzlich beschlossen, dass die-
jenigen Träger, die von der Stadt fi nanzielle 
Zuwendungen erhalten, auch Diversity-Ma-
nagement etablieren müssen. Eine Einrich-
tung wie die katholische Caritas etwa, die 
ja zu 80 Prozent vom Staat fi nanziert wird, 
muss jetzt also in der Personalpolitik, in der 
Organisationsstruktur, in ihrem institutio-
nellen Gepräge Vielfalt berücksichtigen. Das 
halte ich für eine sehr sinnvolle Maßnahme 
– vor zehn Jahren noch völlig undenkbar. 

Können Gemeinden beim „Programm In-
terkultur“ eine Vorreiterrolle spielen?
Immer mehr Gemeinden in Deutschland er-
kennen diese Notwendigkeit, die Institutio-
nen zu verändern. Das ist auch kein Wunder, 
bei den Untersechsjährigen sind in deutschen 
Städten Kinder mit Migrationshintergrund 
in der Mehrheit. Da ist auch das eindeutigste 
Steuerungspotential, wenn es den politischen 
Willen gibt. Aus den gleichen Gründen erle-
ben wir auch eine Renaissance der Forderung 
nach dem kommunalen Wahlrecht für Nicht-
EU-AusländerInnen. In einem Bezirk wie Ber-
lin Moabit haben heute 30 Prozent der Bevöl-
kerung kein Wahlrecht. Die Politik steht vor 
der Frage: Wie kann ich hier politische Ent-
scheidung überhaupt noch legitimieren?

Mark Terkessidis
Interkultur
Suhrkamp Verlag
220 Seiten, 13 Euro
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IT‘S ABOUT 
MIGRATION,
NOT INTEGRATION, 
STUPID
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F rüher war Integration einmal ein 
Kampfb egriff  von MigrantInnen für 
gleiche Rechte. Heute hat der Main-

stream den Integrationsbegriff  vereinnahmt. 
Er wird verwendet, um zwischen jenen Mig-
rantInnen zu unterscheiden, die im Verlauf 
von wenigen Generationen re-nationalisier-
bar sind, d.h. „echte“ ÖsterreicherInnen wer-
den können. Ganz im Gegensatz zu jenen, 
die defi nitiv niemals dazugehören werden, 
auch nach mehreren Generationen nicht. Sie 
widersprechen dem Selbstbild des Nationa-
len zu sehr. Die FPÖ zieht dabei die Schei-
delinie am deutlichsten. Sie umwirbt weiße, 
christliche MigrantInnen-Communities, 
während sie Islam und Schwarze als Bedro-
hung konstruiert. Integration wird solcher-
maßen zum Gegenpol von Diversität. 

Migration nimmt weltweit zu, 
trotz restriktiver Grenzregime. 
Staaten müssen sich neu aufstellen, 
um weitere Illegalisierung 
zu verhindern. Franck Düvell 
von der Universität Oxford 
empfi ehlt ein bedingungsloses 
Grundeinkommen, auch für
Illegalisierte.

Text: Andreas Görg
Illustration: Eva Vasari 
Fotos: Karin Wasner
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Wohnbürgerschaft
Jeder Begriff , den wir in einer Diskussion 
verwenden, tendiert durch seine gängigen 
Konnotationen dazu, das Gespräch in eine 
bestimmte Richtung zu lenken. Zwar kön-
nen wir selbst den Integrationsbegriff  ver-
meiden. Allerdings wird er uns laufend von 
wohlmeinenden und weniger wohlmeinen-
den ZeitgenossInnen entgegengeschleudert. 
Als Antwort auf das Gerede von der Integra-
tion empfi ehlt sich daher ein bekräft igendes 
„Ja, genau! Super wäre,  Wohnbürgerschaft  
für alle, die ihren Lebensmittelpunkt hier ge-
wählt haben. Gleiche Rechte und Maßnah-
men gegen Rassismus müssen endlich her!“ 
Falls wir auf Menschen treff en, die auch zu-
hören, und solchermaßen selbst das Ge-
sprächsthema mitbestimmen können, sei hier 
empfohlen, ganz grundsätzlich mit Migrati-
on zu beginnen. Damit wird vermieden, das 
Gespräch durch einen nationalen Rahmen zu 
begrenzen, wie es der Integrationsbegriff  au-
tomatisch tut. Wenn wir über Migration re-
den, stoßen wir umgehend auf jene kollek-
tiven Tabus, die mit der Integrationsdebatte 
zugedeckt werden. In diesem Sinne: Reden 
wir über Migration, am besten Klartext. 

Migration steigt an
Die erste Falle bei der Diskussion über Mig-
ration ist die Frage, ob die Grenzen off en sein 
sollen oder nicht. Die Forderung nach off e-
nen Grenzen ist unsinnig. Nicht deshalb, weil 
diese Forderung nicht realisierbar ist. Nicht 
deshalb, weil sie den Nationalstaat in Frage 
stellt. Sondern weil die Grenzen bereits of-
fen sind. Zwar wurden die Grenzen in den 
vergangenen Jahren zunehmend militari-
siert und das Fremdenrecht verschärft . Aber 
deswegen anzunehmen, dass keine Migran-
tInnen mehr nach Österreich gelangen, ist 
schlichtweg ein Irrglaube bzw. ein Zeichen 
für den Erfolg der propagandistisch verlaut-
barten Politik der Migrations-Abwehr, die 
das Innenministerium betreibt. Die meisten 
Menschen, die illegalisiert werden, kommen 
zunächst legal über die Grenze: Als TouristIn-
nen, Studierende oder Asylsuchende. Nur ein 
kleiner Teil der Menschen kommt heimlich 
oder wird geschmuggelt. Solange die Grenzen 
für Waren und mehrere Formen von Perso-
nenverkehr off en sind, sind die Grenzen für 
sehr viele Menschen überwindbar. 
Dass Migrationsbewegungen im Zuge der 
Globalisierung wie auch verschärft er Un-
gleichheit weltweit zugenommen haben, ist 
auch eines der Forschungsergebnisse, die Bill 
Jordan und Frank Düvell schon 2002 in ih-
rem bemerkenswerten Buch „Irregular Mig-
ration: Th e Dilemmas of Transnational Mobi-

tur oder eine Renovierung oder sonst irgend-
was Handwerkliches zu tun ist, kennt jede/r 
irgendwen. Pfl ege, persönliche Dienstleis-
tungen, Gastgewerbe, Sexarbeit, Transport, 
was auch immer. Körperliche Arbeitskraft  ist 
überall billigst zu haben. Die Schattenwirt-
schaft  blüht, weil alle Beteiligten das für sie 
Beste aus der Situation machen. Die Frage 
nach Aufenthaltsstatus und Arbeitserlaub-
nis wäre peinlich. Keine Sozialversicherung 
zu zahlen ist bestenfalls ein Kavaliersdelikt. 
Und es ist politisch korrekt, Illegalisierten 
Verdienstmöglichkeiten zu eröff nen. Ätsch. 
Trotz massiver Abwanderung der arbeitsin-
tensiven Produktion aus den reicheren Län-
dern im Zuge der Globalisierung fi nden auch 
illegalisierte MigrantInnen hierzulande im-
mer noch viele Verdienstmöglichkeiten vor. 
Die Schattenwirtschaft  sichert ihnen nicht nur 
das ökonomische Auskommen. Wie die meis-
ten MigrantInnen überweisen auch die Ille-
galisierten Geld an ihre Familien in den Her-
kunft sländern und tragen so zum Ausgleich 
der globalen Ungleichheit bei. In Summe ma-
chen diese Überweisungen mehr aus als die 
gesamte so genannte Entwicklungshilfe (in-
klusive der verdeckten Exportförderungen). 
Die MigrantInnen tragen aber auch positiv 
zur Wirtschaft sleistung der Einwanderungs-
länder bei. Ein fl exibles Arbeitskräft ereser-
voir, das sich schnell und auf eigene Kosten 
dorthin bewegt, wo Arbeitskraft  tatsächlich 
gebraucht wird, ist im Rahmen einer kapitali-
stischen Logik von Vorteil. Die Nützlichkeits-
rassistInnen haben also systemlogisch recht. 

Auswirkungen der Illegalisierung
Jordan und Düvell bezeichnen irreguläre 
Migration als ein „Verbrechen ohne Opfer“. 
Stellt sich die Frage, wozu es die Illegalisie-
rung eigentlich braucht? Die Illegalisierung 
trägt zu einer Verbilligung von Arbeitskraft  
bei. Ergo Lohndumping und verschärft e Aus-
beutung. Und die Illegalisierten können die 

lity“ publiziert haben. Jordan und Düvell, sie 
lehren an den Universitäten Exeter und Ox-
ford, stellten darin fest, dass die Migrations-
politik in den reichen Ländern zunehmend 
restriktiver gestaltet wird. Ihr schlichtes Fazit: 
“More mobility plus more restrictions equals 
more breaches of migration law.” Es kommt 
weltweit also nicht zu einem Stopp der Mig-
ration sondern zu einem Anstieg irregulärer 
Migration. Tatsächlich kommen nach wie vor 
sehr viele Menschen auch nach Österreich. 
Beratungsstellen und Aufnahmeeinrichtun-
gen sind seit vielen Jahren ohne wesentliche 
Schwankungen stets mehr als ausgelastet. 

Grenzregime bedient Schatten-
wirtschaft 
Was also passiert in diesem Prozess wirk-
lich? Die Menschen werden durch moder-
ne Grenzregime nicht an der Migration ge-
hindert, sondern vielmehr in die Illegalität 
gedrängt. Immer mehr Menschen leben mit 
einem prekären Aufenthaltsstatus. Auf lange 
Sicht haben sie es schwerer, in den reicheren 
Ländern Fuß zu fassen. Je weniger Legalisie-
rungsmöglichkeiten sich bieten und je rigi-
der die Kontrollen, desto schneller die “Ro-
tation” von Illegalisierten (insbesondere aus 
den sichtbareren Gruppen). Trotzdem verge-
hen üblicherweise Jahre, bevor ein Teil die-
ser Menschen ein Schlupfl och in die Legalität 
fi ndet, ein anderer Teil dieser Menschen sich 
genötigt sieht, weiterzuwandern, und wieder 
ein anderer Teil in die Fänge der Abschiebe-
maschinerie gerät, woraufh in sich ein großer 
Teil der Abgeschobenen wieder auf den Weg 
in die reicheren Länder macht. 
Und was tun die Menschen in diesen Jah-
ren hier? Natürlich arbeiten sie, obwohl sie 
offi  ziell nicht arbeiten dürfen. Die Arbeits-
striche sind täglich pumpvoll mit kräft igen 
jungen Männern. Eine Putzfrau oder eine 
Babysitterin zu organisieren, kostet höchs-
tens drei Telefonate. Falls mal eine Repara-
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Bedingungen und Standards ihrer Arbeit we-
niger gut verhandeln als Nicht-Illegalisierte. 
Ergo Sozial-, Gesundheits- und Umweltdum-
ping. Und die Illegalisierten sind schwerer 
gewerkschaft lich organisierbar, weil sie not-
gedrungen in weniger sichtbaren Bereichen 
und in vereinzelten Einheiten arbeiten. Der 
Sozialversicherung entgeht dabei ein Hau-
fen Beitragszahlungen. Ungerecht sind diese 
Verhältnisse auch, denn sie produzieren das 
Gegenteil von „gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit“. Sie erzeugen eine rechtlose Unterschicht 
in der Gesellschaft  mitsamt einem erhöhten 
Gewaltpotential. Auf Basis solcher extremer 
Machtasymmetrie gedeihen moderne For-

men der Sklaverei und des Menschenhan-
dels. Ähnlich wie in der Gefängnisindustrie 
sind in der Abschiebeindustrie in den vergan-
genen Jahrzehnten viele Arbeitsplätze ent-
standen. Das ist nicht so einfach rückgängig 
zu machen. Und natürlich haben auch men-
schenverachtende Personen das Recht auf ein 
ökonomisches Auskommen... Aber bevor wir 
uns jetzt angesichts von so viel gesellschaft li-
cher Fehlleitungen selbstgerecht an den Kopf 
greifen, kurz zurück zum Start. 
Die Verweigerung (der Kenntnisnahme) off e-
ner Grenzen ist bis in die NGO-Szene hinein 
weit verbreitet. Nur eine kleine Minderheit 
ist bislang der Ansicht, dass Bewegungsfrei-
heit herrschen soll und dass es allen Men-
schen möglich sein sollte, ihren Lebensmit-
telpunkt auf diesem Planeten frei zu wählen. 
Die Mehrheit denkt, dass ein bestehendes 
Gemeinwesen das Recht und die Möglich-
keit haben soll, andere vom „eigenen“ Terri-
torium auszuschließen. Wohlgemerkt reden 

wir hier nicht von einzelnen auszuschließen-
den ÜbeltäterInnen, sondern von vorweg 
bestehenden Gruppenprivilegien und -an-
sprüchen, von Geburtsrechten auf ein Ter-
ritorium. So gesehen irgendwie pfui, oder? 
Gepaart mit dem wohlmeinenden Nützlich-
keitsrassismus, von wegen MigrantInnen sei-
en unentbehrlich für „unsere“ Wirtschaft  und 
„unser“ Sozialsystem und „unsere“ Kranken-
häuser etc., wird der Anspruch auf „unser“ 
Territorium besonders übel. 

Gewerkschaft und Illegalisierung 
Von gewerkschaft licher Seite wird ge-
gen die Bewegungsfreiheit argumentiert, 
dass ein unbegrenztes Arbeitskräft eange-
bot nicht organisierbar sei und zu allgemei-
nem Lohndumping führe. Off ene Grenzen 
erscheinen in dieser Logik als neoliberales 
Konzept. Dann doch besser ein Kastensys-
tem, wo die besser gestellten Lohnabhän-
gigen als begrenztes Arbeitskräft eangebot 
organisierbar erscheinen, während die Ar-
beitgebenden via staatlicher Strafen davon 
abgeschreckt werden sollen, Illegalisierte zu 
beschäft igen. Dieses System funktioniert ei-
nigermaßen z.B. auf Großbaustellen, wo die 
Kontrollen der Finanzpolizei in den letzten 
Jahren zu einem deutlichen Rückgang des 
Einsatzes von illegalisierten BauarbeiterIn-
nen geführt hat. Damit werden Lohn- und 
Standarddumping in Bereiche abgedrängt, 
wo die Gewerkschaft  ohnehin nie zu Hause 
war: private Haushalte und Kleinbetriebe. 
Das Problem mit dieser Strategie ist, dass die 
Gewerkschaft  bei den MigrantInnen die poli-
tische Glaubwürdigkeit verliert. Die Gewerk-
schaft  wirkt auf die MigrantInnen wie eine 
staatliche strafende Instanz, was jeglichen 
Versuchen der Organisierung von Illegali-
sierten diametral entgegensteht. Solidarität 
der Lohnabhängigen kann so nicht entste-
hen. Dennoch sind fast alle in der Gewerk-
schaft  einstweilen für ein strenges Grenzre-

gime. Eine Minderheit in der Gewerkschaft  
ist für gleiches Arbeitsrecht für Alle, auch 
wenn sie nur vorübergehend im Lande sind. 
Das ist immerhin eine Position, bei der eine 
Diskussion ansetzen kann. 

Grundeinkommen für Illegalisierte 
Jordan und Düvell schlagen letztlich ein be-
dingungsloses Grundeinkommen für Alle 
– auch für Illegalisierte – vor, damit die Be-
zieherInnen von niedrigeren Einkommen 
nicht jegliche Arbeit auch zu schlechten Be-
dingungen annehmen müssen. Ein allgemei-
nes Grundeinkommen würde Lohn- und So-
zialdumping entgegenwirken und Standards 
im Gesundheits- und Umweltbereich sowie 
im Arbeitsrecht sichern. Derzeit wird mit So-
zialleistungen und Umverteilungsmaßnah-
men nationalistisch protektionistisch um-
gegangen. Aber das muss nicht sein. Das 
Grundeinkommen auch für MigrantInnen 
wäre fi nanzierbar, weil fl exibel ausdehnbar 
auf diejenigen, die zum Wohlstand des Ge-
meinwesens mit ihrer Mobilität und Arbeits-
leistung beitragen. Das setzt allerdings eine 
allgemeine Legalisierung voraus. 
Zur Finanzierung des Grundeinkommens 
müssten außerdem politische Kämpfe rund 
um Besteuerung von Reichtum und Ver-
teilungsgerechtigkeit geführt werden. Hier 
könnte es eventuell zu einer Allianz zwischen 
Gewerkschaft en, NGOs und politischen Initi-
ativen kommen. Die Einbeziehung/Organisie-
rung von MigrantInnengruppen in eine sol-
che Allianz wird aber nur funktionieren, wenn 
sich endlich eine positive Bewertung von Mi-
gration und von MigrantInnen durchsetzt. 
Das inkludiert weniger Restriktion und Ver-
treibung. Besser wär‘s. Gscheiter wär‘s. Fairer 
wär‘s. Also falls Ihr LeserInnen auch der Mei-
nung seid, dass es nicht so weitergehen soll 
wie bisher, dann bitte in Hinkunft  über Migra-
tion statt über Integration zu diskutieren. 

AUCH EINE FOLGE DER 
ILLEGALISIERUNG: DIE 
ARBEITSSTRICHE SIND 

PUMPVOLL.

In der Gastronomie oder anderswo: Migration und Illegalisierung sorgen für Nachschub im Arbeitskräftepool. Nach der Systemlogik des Kapitalismus haben die 
VerfechterInnen des Nutzbarkeitsdiskurses recht. Lohn- und Sozialdumping machen die Arbeitskraft billiger. 
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NGO-News

Asylsuchende
erhalten
Rechte
Brüssel setzt durch, was 
nationale Regierungen 
bislang verhindert haben. 
Menschen, die Schutz su-
chen, werden Rechtsbera-
tung erhalten. Ab 1. Okto-
ber muss Flüchtlingen, die 
in Asylverfahren oft völlig 
isoliert und der Sprache 
nicht mächtig sind, ver-
pfl ichtend Rechtsbeistand 
geleistet werden.

Kinder
in
Schubhaft
Innenministerin Mikl-Leitner 
hielt kürzlich in der „Pres-
se“ fest: „Kinder waren 
nicht in Schubhaft, Kinder 
sind nicht in Schubhaft.“ 
Schlecht informiert oder 
bewusste Unwahrheit? Die 
„Presse“ selbst stellte rich-
tig: 115 Familien wurden 
2010 „verwahrt“, und auch 
heuer warten dutzende Kin-
der auf die Abschiebung.

Berlakovich:
Bunker-
Mentalität
Gitterkäfi ge, in denen sich 
Schweine nicht umdrehen 
können, sind artgerecht. 
Das befand Landwirt-
schaftsminister Nikolaus 
Berlakovich auf die grün-
rote Forderung, Kasten-
stände abzuschaffen. 
Wann kommen Ministe-
rInnen, die die Intelligenz 
der Bevölkerung nicht be-
leidigen?

Zwar könne sie weder konkrete Belege noch 
Zahlenmaterial nennen. Dennoch sei für sie 
evident, dass der islamistisch motivierte Ex-
tremismus und Terrorismus „die größte Ge-
fahr für die Sicherheit Europas und Österrei-
chs“ sei. Das verkündete die Innenministerin 
bei der Präsentation des Verfassungsschutz-
berichts 2011. Im Rechtsextremismus sieht 
der Bericht derzeit hingegen „keine ernst-
haft e Gefahr für den Staat bzw. die Verfas-
sung oder eine Bedrohung der inneren Si-
cherheit.“ 

Die Schlussfolgerungen des Innenministeri-
ums sind erstaunlich, explodierte doch gera-
de die Anzahl rechtsextremer Straft aten im 
Jahr 2010. Erstmals haben die Anzeigen hin-
sichtlich rechtsextremer Tathandlungen die 
1.000er-Marke überschritten. Bemerkens-
wert ist auch, dass der Bericht zwar rechtsex-
treme Straft aten kennt, aber keinen solchen 
Terrorismus. Während es im Kapitel „Terro-
rismus“ Abhandlungen zu Islamismus und 
Separatismus gibt, fi ndet sich keine einzige 
Zeile zum historischen und gegenwärtigen 

Drohpotential der rassistischen Rechten.
Schweigen herrscht auch über die diversen 
Verbindungen der FPÖ zu rechtsextremen 
Szenen in- und außerhalb Österreichs. Das 
antidemokratische Potential im Umfeld 
der FPÖ – wie auch in der Partei selbst – 
wird nicht durchleuchtet. Stattdessen über-
rascht der Bericht mit der Feststellung, dass 
„rechtsextremistische Etablierungsversuche 
in der österreichischen Parteienlandschaft  
von den Behörden unterbunden werden 
konnten.“ apo

DEMOKRATIE

Verfassungsschutzbericht mit blinden Flecken
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©Wiener Tafel

Rotweißrotes Schweinefl eisch: zu 97% nicht-Bio.

Händisch umverteilen
Der Sozialverein „Wiener Tafel“ ver-
teilt täglich drei Tonnen Lebensmit-
tel und Hygieneprodukte an Arme. 
Und wann kommt das bedingungs-
lose Grundeinkommen?
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E s war im Winter 2001. Ich war damals 
Austauschstudentin an der Kunstaka-
demie in Sofi a. Bei einem Spaziergang 

entdeckte ich hinter den Plattenbauten von 
Druzhba kleine, zeltähnliche Behausungen. 
Kinder mit verfi lzten Haaren zogen einen 
Wagen voll Wasserfl aschen. „Ja, wir woh-
nen hier“, bestätigten sie mir und forderten 
mich auf, mitzukommen. Eine Frau zeigte 
mir ihre Hütte aus Alublech und Karton. 
Statt einer Tür hingen alte Decken vor dem 

Eingang. In einer kleinen Blechtonne brann-
te ein Feuer, darauf stand ein Kochtopf: „Das 
sind Linsen, Linsen vom Müll“, erklärte mir 
Slavka, so hieß die Frau. Sieben Kinder hat 
sie, und wenn sie nichts mehr zum Essen ha-
ben, geht sie raus auf die Landstraße, um mit 
Männern zu schlafen, für 5 Lewa. Ein klei-
ner Junge trug eine Katze mit sich rum, am 
Bein, dann am Schwanz, dann am Nacken. 
Ein Mann kam und füllte Klebstoff  in Pla-
stiksäckchen, zum Schnüff eln. „Das macht 

warm“, erklärte er mir. Ständig zerrte jemand 
an meinem Arm, an meiner Jacke, an mei-
ner Hand. Die Kinder schmiegten sich an 
mich und lachten. Dann reichte mir jemand 
einen Plastikbecher Schnaps. Ich nahm ihn 
dankbar entgegen. Ganz schön komisch 
kam ich mir vor mit meiner Daunenjacke, 
meinen gefütterten Stiefeln, meiner bürger-
lichen Existenz zwischen den kaum beklei-
deten Leuten, den vor Kälte und Hunger zit-
ternden Kindern. 

ARMUT

Eine Mafi a, die bettelt?
Wer nach Österreich kommt, um zu betteln, hat zu Hause materiell kaum noch etwas zu ver-
teidigen. Die Filmemacherin Ulli Gladik hat BettlerInnen nach Bulgarien und in die Slowakei 
begleitet. Ihre Schilderungen lassen den Begriff Prekariat neu defi nieren.
REPORTAGE & FOTOS: ULLI GLADIK

Baracke am Stadtrand von Sofi a: Viele OsteuropäerInnen betteln bei uns, weil sie wissen, dass der Verlust der Wohnung 
der Anfang eines Abstiegs ist, aus dem ihre Familie über Generationen nicht mehr so leicht herauskommen würde. 
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Weiter drüben im Schnee: schwarze Pla-
stikpfützen und Drähte. Auf dem Feuer ein 
Blechkanister mit Wasser. „Wir wärmen 
Wasser für die Kinder zum Baden“, erzählte 
mir eine Frau. Wir standen ums Feuer. Alle 
atmeten den Gestank der Autoreifen, die 
langsam verbrannten. Ob sie nicht wissen, 
dass das gift ig ist, fragte ich. Alle lachten. 
Natürlich wissen sie das, aber ohne Holz, 
wer will schon erfrieren? Früher hatten sie 
in einem Wohnhaus gewohnt, man hat ih-
nen die Heizung und den Strom abgedreht 
und sie raus geworfen, weil sie die Mie-
te nicht mehr zahlen konnten. Seitdem le-
ben sie mal hier mal dort, sagten sie. Keine 
Arbeit, kein Geld, kein Haus, und die Kin-
der, die werden in keiner Schule mehr auf-
genommen mit dieser Adresse.

Mariahilferstraße
In Wien traf ich Kirtsho Enev*. Er stammte 
aus einem der Viertel, die ich in Sofi a nach 
diesem ersten Erlebnis besucht hatte. Er bet-
telte. Damals, 2003, gab es auch schon die-

se Berichte in den Zeitungen von den „Hin-
termännern“, die Menschen verstümmelten 
und zum Betteln zwangen. Von den Zigeu-
nerbossen, die mit dem Mercedes ihre Bett-
lerInnen einsammeln und sich Villen in Bul-
garien und Rumänien bauen. 
Ich war ganz aufgeregt, als ich Kirtsho in 
seinem Rollstuhl zum nächsten Kaff eehaus 

schob, dachte seine „Hintermänner“ würden 
uns folgen. Ich war mir sicher, dass er meine 
Hilfe brauchen würde und deswegen mit mir 
reden wollte. Doch es folgte uns niemand. 
Zufrieden saß Kirtsho beim Kaff ee, rauchte 
und lobte die schöne Wienerstadt. Sie seien 
zu dritt, versicherte er mir. Teilen lediglich 
das Quartier und waren gemeinsam im Li-
nienbus angereist. Ein Mann hatte ihnen das 

Quartier organisiert und verlangte dafür na-
turgemäß Miete. 
Und seine Körperbehinderung hatte er von 
einer Kinderlähmung. 
Kirtsho brauchte meine Hilfe erst später. Ste-
fan, sein Kollege, rief mich an und teilte mir 
mit, dass Kirtsho verschwunden war. Nach 
stundenlangen Telefonaten stellte sich he-
raus, dass er im Schubhaft gefängnis am Her-
nalser Gürtel festgehalten wurde. Als ich ihn 
besuchte, war er in erbärmlichem Zustand. 
Er zitterte und heulte. Zehn Tage später wur-
de er abgeschoben und erreichte Bulgarien 
mit einer Lungenentzündung, von der er 
sich lange nicht erholte. 

Eine Mafi a, die bettelt?
Bewegt von der Begegnung mit Kirtsho und 
interessiert, was es mit der Bettelmafi a auf 
sich hat, organisierte ich Geld für ein Film-
projekt übers Betteln. Mit ÜbersetzerInnen 
machte ich mich schließlich auf, um Inter-
views zu führen. Es waren immer ähnliche 
Geschichten, die uns erzählt wurden: Ar-

Ein bisschen Wärme. Autoreifenfeuer am Stadtrand von Sofi a

Feuer aus Autoreifen: 
Giftig? Ja, lachen sie, 

aber besser als
 zu erfrieren.
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beitsplatzverlust, (drohende) Obdachlosig-
keit, Vertreibung, Sozialhilfe, die nicht zum 
Überleben reicht, kein Geld für medizi-
nische Versorgung, etc. etc. Die Bettelmafi a 
fand ich nicht. Trotz oft maligem Nachfragen 
und Nachspionieren. Die Bulgaren sagten, 
die gäbe es bei den Rumänen, die Rumä-
nen sagten, die gäbe es bei den Ungarn, die 
wiederum meinten, die Bulgaren wären als 
Mafi a organisiert. Wir trafen Familien aus 
Rumänien, die ihre Heimat verlassen hat-
ten, weil sie zu verhungern drohten und in 
Wien schließlich bettelten. Wir lernten eine 
Gruppe BettlerInnen aus der Slowakei ken-
nen, die alle aus dem selben Dorf kamen. 
Jeden Monat investierten sie ihre Sozialhil-
fe in ein Zugticket nach Wien, um nach zwei 
Wochen mit 100 oder bestenfalls 200 Euro 
in ihre Heimat zurück zu kehren. 
„Eine Bettelmafi a macht keinen Sinn“, 
sagten sie mir, „denn mit Betteln kannst du 
nicht viel verdienen, fünf oder zehn Euro, 
wenn du Glück hast vielleicht zwanzig am 
Tag. Falls dir die Polizei nicht das Geld ab-
nimmt.“ 

„Die Mafi a, die beschäft igt sich mit Prosti-
tution, Waff en und Drogenhandel, oder Au-
todiebstahl, das ist lukrativer“, erklärte mir 
Herr Olah. 

Erniedrigende Leibesvisitation
Andrej Olah* kommt ebenfalls aus dem slo-
wakischen Dorf. Mit ihm und seinem 18-
jährigen Sohn war ich eine ganze Woche 
lang unterwegs. Meist bettelten sie in Meid-
ling, manchmal aber auch auf der Kärntner-
straße, wo dann einer der beiden Schmiere 
stand, denn wenn mensch im ersten Bezirk 
beim Betteln erwischt wird, heißt das nicht 
nur erniedrigende Polizeikontrollen inklusi-
ve Leibesvisitation, sondern auch Verlust des 
erbettelten Geldes. Denn das Geld, das ein/e 
BettlerIn bei sich hat, kann von der Polizei 
abgenommen und als „verfallen“ erklärt wer-
den und muss nicht zum Strafausmaß für 
unerlaubte Bettelei angerechnet werden – 
belehrte mich die Pressestelle der Bundes-
polizeidirektion. Früher betrug das Straf-
ausmaß 70 Euro, mittlerweile kann sich das 
schon auf bis zu 700 Euro erstrecken. 

Abends gingen Herr Olah und sein Sohn 
dann zum Praterstern. Hier trafen sie Leu-
te aus ihrem Dorf, erzählten sich die Erleb-
nisse des Tages, holten sich beim Canisibus 
der Caritas eine Suppe und gingen dann ge-
meinsam mit den anderen in ein Abbruchs-
haus zum Schlafen. Im Abbruchshaus ver-
stand ich dann, was es heißt, seine Familie 
zu verlassen, um sich Tag für Tag auf Wi-
ens Straßen für ein paar Euros zu erniedri-
gen und dann die Nächte auf Kartons in der 
feuchten Kälte eines Wiener Abbruchshauses 
zu verbringen. Immer in Gefahr, von der Po-
lizei mitgenommen zu werden, das gesamte 
Geld zu verlieren oder gar für ein paar Tage 
in der Rossauer Kaserne zu verschwinden.

Damals – 2006 – kannte ich fast alle Bett-
lerInnen in Wien. Ich wusste, wer wo saß, 
wer von wo kam und unter welchen Bedin-
gungen hier in Wien lebt. Es passierte nie, 
dass jemand nicht mit mir sprechen wollte. 
Im Gegenteil, ich hatte das Gefühl, dass die 
BettlerInnen froh waren, wenn mal jemand 
zuhörte. 

 „Die Mafi a beschäftigt sich mit Prostitution, Waffen, Drogen. Das ist lukrativer als Betteln.“ Andrej Olah* mit Frau 
und Tochter in seinem Häuschen in der Südslowakei.
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Zum Betteln gezwungen
Als mein Film fertig war – ich hatte schließ-
lich eine junge Frau aus Bulgarien, die in 
Graz bettelt, mit der Kamera begleitet – 
lernte ich die Leute der BettelLobbyWien 
kennen. Sie hatten ähnliche Erfahrungen wie 
ich gemacht. Ferdinand Koller hatte im Rah-
men seiner Diplomarbeit sogar sämtliche ös-
terreichischen Polizeipressestellen angerufen 
und nachgefragt, ob es Beweise für die „Bet-
telmafi a“ gibt. Die Antwort war negativ. 
Wo sind also die Ursachen für die Gerüch-
te? Ist es der hohe Sensationswert, den das 
Th ema liefert, weswegen viele Medien Bett-
lerInnen aus Osteuropa wieder und wieder 
als „Mafi a“ kriminalisieren?
In Graz erzählte einmal eine junge Bettle-
rin einer recherchierenden Falter-Redakteu-
rin, dass sie nicht freiwillig bettelt und fand 
sich dann als „Bettelsklavin“ in der Titelsto-
ry wieder. Die Grazer Behörden waren alar-
miert, doch die behinderte Rumänin wollte 
keine Anzeige erstatten. Ihre „Peinigerin“ 
war ihre eigene Mutter. Und es blieb ihr oh-
nehin nichts anderes als zu betteln, so sehr 

sie es auch hasste. Denn in Rumänien gibt es 
für Roma weder Behinderteneinrichtungen 
noch adäquate fi nanzielle und medizinische 
Versorgung. Es ist also nicht die Praxis der 
„Zwangsverstümmelung“ der Bettelmafi a, 
die so viele Behinderte zum Betteln nach 
Mitteleuropa bringt, wie so gerne kolportiert 
wird, sondern lediglich die mangelhaft e bzw. 
rassistische Sozialpolitik der EU-Länder Ru-
mänien, Bulgarien und der Slowakei. 

„Mit Bussen hergekarrt“
Zurück aber zur „Bettelmafi a“. Meist sind 
die Zeitungsmeldungen über die „Mafi a“ ja 
eher diff us gehalten. Eine Meldung im Sep-
tember 2009 im ORF Salzburg online schien 
mir aber doch – trotz Konjunktiv – etwas 
konkreter zu sein. BettlerInnen werden „ge-

zielt mit Bussen nach Salzburg gebracht und 
würden oft  auch von kriminellen Hinter-
männern zum Betteln gezwungen“, hieß es 
da. Der Bericht basierte auf einem Interview 
mit dem Salzburger Stadtpolizeikomman-
danten Lindenthaler, was auch ungewöhn-
lich war, denn wenn es um die „Bettelma-
fi a“ geht, sind die zitierten Beamten meist 
namenlos. Ich rief den Oberst an, um ge-
naueres über die Salzburger „Bettelmafi a“ zu 
erfahren. Auf meine Frage, ob es nicht Men-
schenhandel und Nötigung wäre, wenn je-
mand zum Betteln gezwungen werden wür-
de, winkte er ab: „Nein, das ist es absolut 
nicht. Er (der Hintermann) zwingt ihn ja 
nicht, er geht nur her und nimmt ihm das 
Geld vorläufi g ab. Ob das dann wieder aus-
gegeben wird oder aufgeteilt wird, das ent-
zieht sich ja unserer Kenntnis.“ 
Also doch nicht von „Hintermännern zum 
Betteln gezwungen“! Deswegen also der 
Konjunktiv, es könnte lediglich sein!
Etwas später wurde mir klar, worin die Mo-
tivation für diese Onlinemeldung lag: „Wir 
in Salzburg wollen‘s (Betteln) nicht tolerie-

Wer in Wien bettelt, muss immer damit rechnen, dass ihm/ihr die Polizei das gesamte Geld abnimmt, es für „verfallen“ 
erklärt und dass er/sie dann auch noch tagelang in der Rossauer Kaserne verschwindet.

Eine junge Bettlerin erzählte
einer Falter-Redakteurin, sie 

bettle nicht freiwillig. Sie fand 
sich dann als „Bettelsklavin“

in der Titelstory wieder.



36

MO#24/Welt

„Was sollen die Leute denn tun, die Situation wird Tag für Tag schlimmer. Niemand von meinen Nachbarn 
oder Verwandten hat heute einen Job. Die Krise ist noch lange nicht zu Ende, im Gegenteil, es wird täglich 

schlimmer. Hier sind viele Familien die einfach nur noch hungern.“ Natasha Kirilova

Natasha Kirilova bettelte viele Jahre in Graz. Mit dem erbettelten Geld konnte sie die Kreditraten 
ihres Häuschens in Bulgarien abbezahlen und hat so ihre Eltern, Geschwister und 

Kinder vor der Obdachlosigkeit bewahrt. Filmstill aus „Natasha“

ren, speziell im Sommer während der Fest-
spielzeit, weil viele Gäste da sind und das 
einfach kein gutes Bild macht, wenn in der 
Getreidegasse oder sonst in der Altstadt ge-
bettelt wird.“ so der Oberst.

BettlerInnen werden also pauschal krimi-
nalisiert, ihre moralische Integrität und die 
Legitimität ihres Handelns wird ihnen ab-
gesprochen. Und ist das konstruierte Bild 
von den Hintermännern in der Bevölke-
rung erst mal präsent, ist sie auch bereit, 
härteren Strafen und Verboten zuzustim-
men, denn genau das forderte Oberst Man-
fred Lindenthaler: „weil höhere Strafen ab-
schreckend sind ...“

Polizei zeigt sich verwundert 
Ein andermal war es eine ganze Serie von Mel-
dungen, die mich neugierig machte. Diesmal 
in der Kärntner Krone: „Bettler werden im-
mer aggressiver“, „Wer nichts gibt, bekommt 
Watsch‘n“, „Körperliche Attacken in Osttirol 
an der Tagesordnung“, „Bettelorganisationen 
tauschen ihre Leute immer wieder aus“.  
„Es hatte auch Anzeigen gegeben“, bestä-
tigten „Ermittler“ der Krone. 
Als ich die Polizei anrief, war sie verwun-
dert: „Das ist mir neu“, sagte der Lienzer 
Stadtpolizeikommandant Oskar Monitzer, 
„Ich weiß nicht, mit welchem Beamten da 
gesprochen worden ist.“ In Lienz jedenfalls 
konnte man keine kriminellen Bettelorgani-
sationen nachweisen, und es gab auch kei-
ne Anzeigen wegen aggressiver Bettelei. Und 
Polizeikommandant Eugen Schluga aus Kla-
genfurt sagte mir: „Wir haben in Klagenfurt 
zwischen 5 und 15 Bettler. Das sind immer 
dieselben, die kommen schon seit Jahren. 
Aggressiv sind die nicht, sonst würden wir 
ja einschreiten.“ 
Die Spur führte mich schließlich ins Rathaus 
von Klagenfurt. Als ich dort anrief und mich 
auf die Meldungen über aggressive Bettler-
Innen bezog, wurde ich sofort mit Stadtrat 
Wolfgang Germ verbunden. Auch er war in 
den Berichten mehrmals zitiert worden. 
Germ: „Ich spreche mich gegen des organi-
sierte Betteln aus, das gehört verboten“, er-
klärte mir der Stadtrat. Und was verstehen 
sie unter „organisiertem“ Betteln? „Erstens 
amol aggressives Betteln und daun holt, wo 
ma merkt, dass holt die Leute überhaupt 
nit amol von Österreich sein, keine öster-
reichische Staatsbürgerschaft  ham, dass ir-
gendwas daherstammeln, sich nicht einmal 
ausweisen können, dann ist das für mich or-
ganisiert.“ 
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„Absichtlich verstümmelt“
Nicht nur in Kärnten und Salzburg krimina-
lisieren PolitikerInnen mit Hilfe der  Hinter-
männertheorie BettlerInnen, wenn es darum 
gehen soll, sie aus dem öff entlichen Raum zu 
vertreiben. Auch das sozialdemokratische 
Wien kreierte im März 2010 ein neues Bet-
telverbot. Der damalige Clubchef, Siegi Lin-
denmayr, belehrte die BettelLobbyWien, dass 
es die „herangekarrten moldawischen Bettler 
sind, die sich absichtlich verstümmeln und 
danach organisiert das erbettelte Geld ab-
nehmen lassen“, gegen die, beziehungswei-
se deren Hintermänner, sich das neue Bet-
telverbot richten würde. Im Gesetzesantrag 
zum „gewerbsmäßigen“ Bettelverbot ging es 
dann nicht mehr um „ausgebeutete“ Bettle-
rInnen. 
Das Gesetz soll sich schlicht gegen Personen 
richten, „die Wien off ensichtlich organisiert 
und ausschließlich deshalb aufsuchen, um 
zu betteln und sich auf diese Weise eine fort-
laufende Einnahmequelle zu verschaff en.“ 
Nicht nur, dass das Gesetz zwischen Wiene-
rInnen und NichtwienerInnen unterschei-
det und sich zudem niemand auskennt, was 
hier eigentlich verboten sein soll, es verstößt 
auch gegen eine Reihe von Grundrechten. 

Auch in den Sitzungsprotokolle des Wiener 
Gemeinderats fi ndet man Aussagen von 
kriminellen Banden, von Bossen, Hinter-
männern und Bettlerkönigen, die – völlig 
unhinterfragt von verantwortlichen Politi-
kerInnen verwendet – Elemente alter antizi-
ganistischer Vorurteile in sich tragen. 

Bringschuld aus der NS-Zeit 
In der Steiermark verlief die öff entliche De-
batte ähnlich. Obwohl die Vinzenzgemein-
schaft  um Pfarrer Wolfgang Pucher und eine 
ForscherInnengruppe der Uni Graz fast alle 
BettlerInnen persönlich kennen, strapazierten 
PolitikerInnen und Medien auch hier das Ma-
fi a-Argument. Als Sabine Jungwirth von den 
Grünen bei der Landtagsdebatte in Graz an-
merkte, dass das steirische Bettelverbot aus-
gerechnet Angehörige der Romaminderheit 
treff en würde, die ohnehin seit Jahrhunderten 
verfolgt werden und denen gegenüber wir 
ÖsterreicherInnen aufgrund der Romaver-
folgung in der NS-Zeit eine Bringschuld ha-
ben, erntete sie empörte Zwischenrufe. Wal-
ter Kröpfl  von der SPÖ verlangte sogar einen 
Ordnungsruf.
Übrigens: Aufgrund einer parlamentarischen 
Anfrage der Grünen wurde heuer bekannt, 

dass seit 2008 lediglich in zwei Fällen we-
gen Verdacht auf Menschenhandel und Ge-
walt in Zusammenhang mit Betteln ermittelt 
wurde. Ob es Verurteilungen oder Freisprü-
che gab, wurde seitens der Justiz trotz An-
frage allerdings nicht mitgeteilt. Einer der 
beiden Fälle sind wohl die „17 Hintermän-
ner und 80 Opfer“, die in vielen Varianten 
seit einem Jahr durch die Medien geistern. 
Es kam laut Süddeutscher Zeitung nicht zur 
Anzeige, da die „Opfer sich nicht als Opfer 
gefühlt, sondern die Bettelsituation in Öster-
reich als lebenswerter und würdiger empfan-
den, als ihre Lage in Rumänien.“

* Name von der Redaktion geändert.

Ulli Gladik, Regisseurin und Mitstreiterin bei 
der BettelLobbyWien, hat die Bulgarin Nata-
sha Kirilova zwei Jahre lang mit der Kame-
ra begleitet. Der Dokumentarfi lm „Natasha“ 
war auf Festivals und im Kino zu sehen und 
ist jetzt auf DVD erhältlich.
www.natasha-der-fi lm.at
http://bettellobbywien.wordpress.com
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EIN GEBROCHENER ARM ...
Ein zehnjähriger Bub fällt blöd beim Rad-
fahren, jammert fürchterlich über Schmer-
zen. Die Familie wohnt bei mir, die sind aus 
Tschetschenien gefl üchtet. Ich geb der Mutter 
Geld, dass sie mit dem Kind ins Spital fahrt. 
Dann kommt sie aus dem Böhler zurück und 
sagt, der Arzt hat gemeint, man muss ope-
rieren, das sei ein komplizierter Bruch, und 
sie muss unterschreiben, dass sie 4.950 Euro 
zahlt. Sie sagt, das kann sie nicht unterschrei-
ben, weil sie das ja nicht zahlen kann. Stellen 
Sie sich vor: Wenn die nicht zu mir kommt, 
dann wird dem Kind der gebrochene Arm 
nicht operiert. Da muss man sich doch den 
Arzt anschauen, der so was entscheidet. Ist 
das nicht furchtbar? Die Familie hat keinen 
Versicherungsschutz, weil sie einen negativen 
Bescheid bekommen hat und aus dem Quar-
tier in Oberösterreich weg hat müssen. Die 
Behörden setzen die Leute nach dem zwei-
ten negativen Bescheid einfach auf die Stra-
ße. Ich hab mich dann drum gekümmert, 
man hat ja drei Monate rückwirkend Ver-
sicherungsschutz. Aber der Arzt sagt denen 
das nicht. Was sind das für Menschen, bit-
te? Wenn die nicht zu mir kommen, dann 
ist der zehnjährige Bub für den Rest seines 
Lebens ein Krüppel. Und wenn man’s nicht 
menschlich, nur wirtschaft lich sehen will: 
Dann geht der vom 18. Lebensjahr an zum 
Sozialamt und ist ein Versorgungsfall. Dann 
kriegt er einmal eine Spritze und dann wie-
der eine Salbe und das ganze wird natürlich 

nie wieder. Aber arbeitsfähig wird der dann 
nie sein. Das ist doch nur bösartig.

... UND EIN ZERBOMBTES HAUS
Jetzt haben sie in Wien Berufung eingelegt, 
sind aber nicht in der Grundversorgung. Die 
Frau ist eines Tages vor meiner Tür gestan-
den, die Familie hatte ja nichts zum Schla-
fen. Wir haben sie dann hier im Haus un-
tergebracht. Das ist eine große Familie mit 
den Großeltern, zwei Kinder, die sind neun 
und zehn Jahre alt, und ein Onkel ist auch 
noch mit. Seltsamerweise haben die aber 
nicht alle einen negativen Bescheid bekom-
men. Die zwei Alten sind abgelehnt wor-
den, weil man ihnen nicht glaubt, dass ihr 
Haus zerbombt worden ist. Dabei haben sie 
sogar Zeitungsausschnitte mit, wo über ih-
ren Fall berichtet worden ist. Was die erzäh-
len stimmt hundertprozentig, weil mir ein-
mal der Kleine ganz nebenbei, wie er wieder 
meine Katze gestreichelt hat, erzählt hat, 
dass er auch eine Katze gehabt hat. Und wie 
die Bombe gekommen ist, da ist das Haus 
in die Luft  gefl ogen und er weiß nicht, was 
mit der Katze passiert ist. Ob die tot ist oder 
weggelaufen ist, und dass er immer an sei-
ne Katze denkt. Das ist eine Geschichte, die 
sich ein Kind nicht ausdenkt oder die man 
ihm einredet. Aber was soll’s, das Bundesa-
sylamt glaubt den Alten ja nicht. Dabei er-
zählen mir die Kinder, die Oma hat versucht, 
sich schon einmal aufzuhängen. Es ist ein-
fach nur furchtbar.

WOHNUNGS-SCHIKANE
Ich hab’ eine andere tschetschenische Fami-
lie bei mir, die ist seit acht Jahren in Öster-
reich. Die haben Asyl, also den Konventi-
onsfl üchtlingspass. Ein Ehepaar mit sechs 
Kindern, tadelloses Deutsch, die Kinder ge-
hen in die Schule, die Frau ist toll, der Mann 
etwas weniger, aber er geht arbeiten, und 
sie hat alles gut unter Kontrolle. Die sind 
in einer Wohnung mit befristetem Miet-
vertrag. Der ist im Mai abgelaufen, die Frau 
hat rechtzeitig um eine Gemeindewohnung 
angesucht. Das Wohnungsamt im 10. Be-
zirk macht ihr einen Vorschlag: eine 73 m2
große Wohnung mit vier Zimmern für acht 
Leute. Dort können die grad mal schlafen. 
Sie sucht dann im Internet über die Direkt-
vergabe eine Wohnung mit 104 m2 und drei 
Zimmern. Die Miete würden sie sich leisten 
können, die Ablöse auch. Sie sagt, die Räume 
sind so groß, dass sie sechs Zimmer daraus 
machen können. Also gehen sie zum Woh-
nungsamt, und was machen die dort? Sie 
verweigern die Übergabe. Die Begründung 
ist, die Wohnung hat ja nur drei Zimmer. 
Ich frag dann nach: Sind Sie sicher, 73 m2 
geht und 104 m2 nicht? Ja, genau, krieg ich 
als Antwort. Von der Leiterin hab ich das 
dann auch noch einmal gehört. Also, was 
die Familie und mich das Zeit gekostet hat, 
und nix ist dabei herausgekommen ... Die 
verweigern denen die passende Wohnung 
und schalten einfach auf stur. Ist das nicht 
reine Schikane?

Von ihr kann man alles haben, nur 
kein Nein. Die Flüchtlingshelferin Ute 
Bock ist im wahrsten Sinn grenzenlos. 
Ihre Sozialarbeit: der ganz normale 
Wahnsinn. Alltag in Wien. 
KORRESPONDENT: GUNNAR LANDSGESELL, FOTO: LEA FRIESSNER

NEUES VON DER BOCK
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LISTEN

2 X 5
Eric Isaac ist seit zwei Jahren für MO als Kolporteur auf den 
Straßen Wiens unterwegs. In Österreich hat er um Asyl 
angesucht. 

The 5 most important things in my life, I wish to come true:

 wish to be successful: fi nancially, physically and morally. 
 wish to support SOS Mitmensch and promote their ideas
 wish to help the African people – especially the women –

 by becoming an African ambassdor in the UN
 want to fi ght racism against black and white people
  want to be a role model to motherless children

5 things that should change:

 My status here in Austria should change by getting a
 positive decision in my asylum trial

 Rich people should be more supportive to the poor
 I wish to bridge the gap between Muslims and Christians
 Racism between white and black people should be 

 conquered
 More people should support SOS Mitmensch and 

 similar NGOs

Where do I see myself in 5 years?
I see myself famous, rich and having a family!

Fo
to

: 
B

e
rn

h
a

rd
 K

u
m

m
e

r

BUCH

Amoralisch lebt sich’s
besser
Der in Yale lehrende Philo-
soph Th omas Pogge stellt in sei-
ner jüngsten Publikation „Ar-
mut und Menschenrechte“ ein 
Gedankenspiel an: Ist es Euro-
pa und den USA möglich, ihre 
wirtschaft liche Vormachtstel-
lung zu bewahren und den-
noch mit den moralischen Nor-
men der Aufk lärung in Einklang 
zu sein? Pogge bejaht, weil die 
Ausbeutung der Rohstoff e, die 
wir verbrauchen, korrupte Re-
gime der Entwicklungsländer 
für uns übernehmen. Das hat 
nicht nur den Vorteil, sich eine 
leidige Diskussion über Verant-
wortung zu ersparen, sondern 
diese auch an die BürgerInnen 
der betroff enen Länder zurück 
zu geben. Diese seien eben nicht 
fähig, Demokratien zu errich-
ten, usw. Von Rohstoff speku-
lationen und Finanzgeschäft en 
lässt sich, so Pogge, derart be-
stens profi tieren. Die Banken 
der reichen Länder nehmen das 
Geld aus Korruption und Aus-
beutung gerne an. Dass es uns 
kalt lässt, dass jährlich etwa 18 
Millionen Menschen an Armut 
sterben, habe im Unterschied zu 

den unmittelbaren Ursachen der 
Armut nicht nur mit Profi tsucht 
zu tun, sondern zuvorderst mit 
Unmoral und Skrupellosigkeit. 
Interessant, Pogge argumen-
tiert das nicht im Sinn einer 
allgemeinen Verrohung, son-
dern mit den Mitteln der Kant-
schen Moralphilosophie: „Mas-
sive Armut besteht fort, weil wir 
ihre Beseitigung nicht für mo-
ralisch zwingend  halten.“ Wir 
fühlen uns also nicht verpfl ich-
tet, weil wir für die von uns ver-
ursachte Armut gar nicht ver-
antwortlich sind. Pogge hat eine 
Reihe pragmatischer Vorschlä-
ge zur Armutsbekämpfung. De-
ren schwerste Auswirkungen 
könnten bereits durch 1 % des
Bruttosozialprodukts der ein-
kommensstarken Länder be-
seitigt werden. Wir können die 
Zins- und Schuldenlasten ver-
ringern und die enormen Mo-
nopolgewinne einschränken, die 
wir aus unserem „geistigem Ei-
gentum“ an Saatgut und Medi-
kamenten ziehen; Ausbildungs-
kosten für Fachkräft e erstatten, 
die wir aus armen Ländern ab-
werben; Anreize dafür verrin-
gern, Korruptionsgelder aus den 
armen Ländern in unsere Ban-
kensysteme einfl ießen zu las-
sen; usw. Dass wir das nicht tun, 
sieht Pogge vor allem als mora-
lisches Problem, denn die Mo-
ral würde uns dazu verpfl ichten. 
Cathren Müller

Thomas Pogge
Weltarmut und Menschenrechte
Kosmopolitische Verantwortung und 
Reformen
Gruyter Verlag, Neuaufl age
29,95 Euro
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Ich geh ins Kino und schau den Potter-Film. Die 
Finanzmärkte sind nervös. In London brennen 
die Straßen. Alles an einem Tag. Und ich bin auch 
schon ganz unruhig. Zum Glück war ich zuerst 
im Kino. Dort gab es einen mächtigen Zauberer 
namens Voldemort, der nach Harry Potters Le-
ben trachtet und am liebsten die ganze Welt be-
herrschen will. Die Bewohner der Zauberwelt 
wagen es gar nicht, Voldemorts Namen auszu-
sprechen. Stattdessen sagen sie „Er, dessen Na-
men man nicht nennt“ oder „Du weißt schon 
wer.“ Nur wenige, unter ihnen Harry Potter und 
der Direktor der Zauberschule Hogwarts, Profes-
sor Dumbledore, nennen Voldemort so wie er nun 
mal heißt. „Nenn ihn Voldemort“, rät ihm Dum-
bledore. „Nenn die Dinge immer beim richtigen 
Namen. Die Angst vor einem Namen steigert nur 
die Angst vor der Sache selbst.“ Kühn gesprochen.  
Die Angst vor der Sache selbst und vor den Mäch-
tigen hat eine Gehilfi n. Die Sprache. Sie sagt zu 
Entlassungen „Freistellungen“, zur Zwangsernäh-
rung in Schubhaft  „Heilbehandlung“, zu Arbeits-
losen „Ich-AG“, zum Kriegsministerium „Ver-
teidigungsministerium“,  zu Pensionsminderung 
„Pensionssicherung“, zur Kürzung von Sozialhilfe 
„Erhöhung der Treff sicherheit“, zu Schutzsuchen-
den  „Schübling“, zur massenhaft en Tötung von 
Menschen „Kollateralschaden“, zur Freiheitsbe-
schränkung für Einkommensschwache „Libera-
lisierung“, zu zielgerichteten Zerstörungsmaschi-
nen „intelligente Waff ensysteme“, zu Menschen im 
Krieg „weiche Ziele“, zu Auff anglagern für Flücht-

linge in Afrika „Begrüßungszentren“, zu Abschie-
behaft  „Ausreisezentrum“, zur wachsenden Schere 
zwischen arm und reich bloß „Unterschicht“, zur 
Belastung Ärmerer „notwendige Anpassungen“, 
zur erfreulichen längeren Lebenserwartung „Über-
alterung“. Das Absacken von Aktienkursen heißt 
„Gewinnwarnung“, die Schließung von Postämtern 
oder Reduzierung von Dienstleistungen in struk-
turschwachen Regionen heißt „Angebotsoptimie-
rung“, Niedriglöhne, von denen niemand leben 
kann, heissen „Diff erenzierung der Lohnstruk-
turen“, Verschlechterungen und Rückschritte heis-
sen neuerdings „Reform“. Zu Lohnkürzungen soll 
man jetzt sagen: „Juhu, mein Gehalt wurde gerade 
reformiert.“ Und dann die Märkte. Die sind immer 
schlecht aufgelegt. Einmal sind die Märkte ner-
vös, dann sind die Märkte misstrauisch, dann ab-
wartend. Die Märkte ächzen, die Märkte sind ver-
stört, die Märkte sind irritiert. Die Märkte sind vor 
dem Zusammenbruch, die Märkte sind panisch, 
die Märkte sind unruhig. Wären die Märkte zu mir 
in die Beratung gekommen, ich hätte schon früher, 
längst vor der Krise, geraten etwas zu ändern, dass 
das nicht gut geht mit ihnen, so nervös, dass man 
da zusammenbricht. Schaut stark nach depressiver 
Angststörung aus. Da lob ich mir den Potter. Die 
Finanzmärkte unruhig. Brennende Probleme in 
London. Alles an einem Tag. Zum Glück war ich 
als erstes im Kino.

POPULÄR GESEHEN

Martin Schenk ist Sozialexperte 
der Diakonie Österreich
Illustration: Petja Dimitrova

Der Name, den man 
nicht nennt
Professor Dumbledore sagt zu Harry Potter: Keine Angst, nenn‘ die 
Dinge beim Namen. In unserer Sprache scheint man die Dinge aber 
schon vergessen zu haben. Warum sonst würden Entlassungen 
„Freistellungen“ und Schutzsuchende „Schüblinge“ heissen?
EINE KOLUMNE VON MARTIN SCHENK
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BUCH

Islam 
Kultur der Ambiguität

Der Markt ist überschwemmt 
von Büchern über den Islam. 
Verfasst von selbsternannten 
ExpertInnen, wie der Autor kri-
tisch in seinem Vorwort an-
merkt, die zumeist kein Wort 
Arabisch sprechen, somit keine 
Quellen lesen können, dennoch 
viel zur allgemeinen Meinung 
beitragen. Auch eine mögliche 
Erklärung, wie der Koran zu 
seiner prominenten medialen 
Präsenz kommt. Er wird zwar 
oft  zitiert, ist aber zur Analy-
se der Entwicklung islamischer 
Hochkulturen bis zu deren Nie-
dergang gänzlich unbrauchbar. 
Wer mal reingeschaut hat, wird 
überrascht über die vage, poe-
tische Form sein. Selbst das Ge-
bot, fünf Mal täglich zu beten, 
fi ndet sich nicht darin. Th o-
mas Bauer, Professor an der 
Uni Münster, hat einen spekta-
kulär anderen Weg eingeschla-
gen. Er vertritt die Th ese, dass es 
in der islamischen Lehre nicht 
immer den Zug zur Aufl ösung 
von Widersprüchen in Glau-
bens-, Rechts- und Politfragen 
gegeben hat, sondern dass es 

im klassischen Islam vielmehr 
eine Ambiguitätstoleranz ge-
geben hat. Das Nebeneinander 
von Lehrmeinungen und An-
sichten, die Vieldeutigkeit von 
Begriff en, die sich widerspre-
chenden Lösungen von Ge-
lehrten zu Th emen wie Familie, 
Krankheit, Sex oder Moral – all 
das sollte nicht in einer einzigen 
Wahrheit aufgelöst werden. Ein-
sichten durft en nebeneinander 
stehen, und das wurde sogar als 
Qualität angesehen. Wie es von 
diesem Reichtum an Ambigui-
tät und Toleranz zum Nieder-
gang kam, das interessiert Bauer 
in der Folge. Durch sein Quel-
lenstudium ist er dabei aber auf 
keinerlei essentialistische kul-
turelle Th eoreme wie die ein-
gangs erwähnten Experten an-
gewiesen, sondern fi ndet zu 
einer ungemein lesenswerten, 
sachlichen, lebensnahen, abso-
lut spannenden Lektüre. red

Thomas Bauer
Die Kultur der Ambiguität.
Eine andere Geschichte des Islams
Verlag der Weltreligionen im 
Insel Verlag
462 Seiten, 32,90 Euro

Trend zu tun? Und nicht zuletzt: 
Welchen Beitrag leisten Aktivi-
stInnen wie die 13 angeklagten 
TierrechtlerInnen für die Ge-
sellschaft ? Diesen Fragen wid-
met sich der Band „§278a – Ge-
meint sind wir alle!“, der kürzlich 
im Mandelbaum Verlag erschie-
nen ist. Politikwissenschaft er 
Christof Mackinger – selbst ei-
ner der Freigesprochenen – und 
die Historikerin Birgit Pack wi-
ckeln auf eindrucksvolle Weise 
die Tierschutz-Causa und ihre 
Querverbindungen auf. Lese-
empfehlung. mas

Christof Mackinger, Birgit Pack (Hg)
§278a: Gemeint sind wir alle!
Der Prozess gegen die Tierbefrei-
ungs-Bewegung und seine 
Hintergründe
Mandelbaum Verlag, 2011
408 Seiten, 16.90 Euro

POPULÄRKULTUR

Tierrechts-Prozess
Gemeint sind wir alle!

Es war ein Aufsehen erregender 
Prozess, jener gegen 13 Tier-
rechtsaktivistInnen in Wiener 
Neustadt, der am 1. Mai nach 13 
Monaten mit einem Freispruch 
endete. Seither ist es still gewor-
den um die ehemals Beschuldig-
ten, die laut Anklage eine „kri-
minelle Organisation“ gebildet 
haben sollen. Dabei sollte gerade 
jetzt, nach dem Ende der Straf-
verfolgung der AktivistInnen be-
sonders intensiv über die Causa 
diskutiert werden: Was können 
wir daraus lernen? Gab es ähn-
liche Beispiele schon vorher, 
könnte es in Zukunft  weitere Fäl-
le extremer Repression gegen po-
litisch Engagierte geben? Haben 
wir es mit einem internationalen 
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MO – Im entscheidenden Augenblick
das Richtige tun!
Menschenrechte gehen uns alle an.

 Ja, ich will 4x jährlich MO lesen. 

 StudentInnen | Selbstkostenabo 8,80 Euro 
 Normalabo 16 Euro 
 Förderabo 60 Euro (mit dem Förderabo unterstützen Sie 
 Verkaufsschulungen für unsere KolporteurInnen)

 Name

 Adresse

 PLZ | Stadt

  E-Mail  abo@momagazin.at
 Post  SOS Mitmensch, Postfach 220, A-1070 Wien
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N och einmal ihre Familie zu se-
hen, das ist Quabout Alis* größter 
Wunsch. Vor zwei Jahren hatte ihr 

Vater beschlossen, sie müsse zu ihrer eigenen 
Sicherheit Somalia verlassen. Im Volkstheater 
erzählt sie nun, neben anderen Flüchtlingen, 
ihre Lebensgeschichte. Sie soll öff entlich wer-
den, um das, was ihr widerfahren ist, keinem 
weiteren Mädchen passieren zu lassen. 
Als Quabout vor einem Jahr 15 Jahre alt wur-
de, tauchten islamistische Rebellen auf, um 
sie zu verheiraten. Der Islam wolle das so, 
lautete die lapidare Begründung. Ihr Vater, 
ein frommer Muslim, widersetzte sich. Sie 
übten Druck auf die Familie aus. Als ihr et-
was älterer Bruder Quabout schützen wollte, 
verschleppten ihn die Rebellen. Bis heute 
weiß Quabout nicht, was mit ihm passiert 
ist. Erst kürzlich erfuhr sie über das Rote 
Kreuz, dass sein Name auf der Liste eines 
Lagers in Mosambik steht. Ob er tatsächlich 
dort ist und lebt, ist bislang ungewiss. Nach 
den geschilderten Ereignissen befand ihr Va-
ter schließlich, dass sie das Land so schnell 
wie möglich verlassen müsse. Er machte sich 
nach Mogadischu auf, um einen Schlepper zu 
suchen, der Quabout nach London bringt.
Was aus ihrer Familie wurde, weiß sie nicht. 
Diese vermute sie in London, meint Qua-
bout. Indes muss die junge Frau auch an ihre 
eigene Zukunft  denken. Sie will in Österrei-
ch Medizin studieren. Um dann als Ärztin 
ihrem Land zu helfen. Das entspräche auch 
dem Wunsch des Vaters. Damals, in Soma-
lia, durft e nur ihr Bruder in der Moschee 
Mathematik, Englisch und Arabisch studie-
ren. Sie nicht, für ein Mädchen hätte sich 
das nicht geschickt. Ihr Vater hatte deshalb 
zu Hause Privatunterricht organisiert. Heu-

te spricht Quabout fl ießend Englisch. Wegen 
ihrer Sprachkenntnisse sollte sie ursprüng-
lich nach England gehen. Doch der Schlep-
per brachte sie unter dreisten Lügen nach 
Traiskirchen. Als er sie bereits drei Monate 
lang in Äthiopien bei einem Ehepaar unter-
gebracht hatte, kam er eines nachts zu ihr 
ins Zimmer und befahl, sie solle sich aus-
ziehen. Als sie sich weigerte, kam das Ehe-
paar dazu und hielt sie fest, bis sie sich nicht 
mehr wehrte. Das, sagt sie mit fester Stim-
me, ist auch „der Grund, warum ich bei die-
sem Th eaterstück mitmache. Wenn Somalier 
dieses Stück sehen, sollen sie begreifen, dass 
sie nicht einfach ihre Töchter fremden Men-
schen anvertrauen können.“ 
Die österreichischen Behörden erachten Qua-
bouts dramatische Erlebnisse nicht als Asyl-
grund. Österreich bietet somalischen Flücht-

lingen grundsätzlich nur subsidiären Schutz. 
Sobald die Behörden der Meinung sind, die 
Lage habe sich wieder beruhigt, schickt man 
die Menschen wieder zurück, erklärt die Re-
gisseurin des Th eaterstücks, Jacqueline Korn-
müller. Das gilt auch für Quabout. Sie wurde 
bislang einem ersten, vierstündigen Inter-
view unterzogen. Mit wenig Feingefühl, wie 
sie selbst sagt, nötigte man sie, über ihre Ver-
gewaltigung immer und immer wieder zu 
sprechen. Kornmüller vermutet dahinter die 
Absicht, „die Menschen los zu werden, an-
statt den gesuchten Schutz zu gewähren.“ Der 
nächste Interviewtermin ist Anfang Septem-
ber, die Hoff nung auf einen positiven Aus-
gang lebt dennoch. Mit dem Th eaterstück will 
Kornmüller die Zuschauer auff ordern „zuzu-
hören und Empathie zu entwickeln, um die 
eigene Haltung zu überprüfen.“ 
Ob Quabouts Leben auch eine positive Wen-
dung bekommt, hängt nicht allein von ih-
rem Flüchtlingsstatus ab. Im Moment ihrer 
Vergewaltigung hatte sie nur einen Gedan-
ken: Nicht mehr zu leben. In Somalia haben 
Frauen, die sexuell missbraucht wurden, kei-
ne Existenzberechtigung, erzählt Quabout. 
Es wäre ihr sogar noch lieber gewesen, sie 
hätte einen von diesen Islamisten geheira-
tet. „Dann wäre ich wenigstens noch eine 
geachtete Person.“  
Ob das Leben heute wieder für sie lebenswert 
ist? Sie will ihre Eltern fi nden. Sie sollen ent-
scheiden, ob sie es verdient, weiterzuleben. 

*Name von der Redaktion geändert.

„Die Reise“ ist ab 23.9. im Volkstheater 
zu sehen. www.volkstheater.at;

www.wennessoweitist.com

SPOTLIGHT

Traiskirchen statt London
Islamisten drohten in Somalia mit Zwangsheirat, der Vater organisierte einen 
Schlepper. Was ihr auf der Flucht widerfuhr und wie sie ohne Familie und gesicherten 
Aufenthalt weitermachen will, erzählt die 16-jährige Somalierin Quabout im Rahmen 
des Stücks „Die Reise“. 
PORTRAIT: NASILA BERANGY
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Quabout, 16, ist Schutzsuchende in 
Österreich. Sie spricht, um andere zu 
warnen.
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Spendenkonto:
PSK Ktonr. 91000590
BLZ 60000

Wir danken allen unseren InserentInnen, 
SponsorInnen und SpenderInnen 2010.

Sie ermöglichen unsere Menschenrechtsarbeit 
mit dem Ziel der Chancengleichheit und Gleich-
berechtigung für alle Menschen.

DANKE!
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Keine Fremden
und keine 
Ausländer

In vielen Gesetzen und Ver-
ordnungen werden sie als 
„Fremde“ oder „Ausländer“ 
bezeichnet: Menschen, die 
seit Jahren in Österreich le-
ben oder gar hier aufge-
wachsen sind. SOS Mit-
mensch fordert ein Ende 
dieser Fehlbezeichnungen 
– ebenso wie das Ende von 
Gesetzen, die Menschen 
ausschließen, entrechten 
und Fremdheit erzeugen.

Norwegen:
Tschetschenen
als Helden 
In beispielloser Weise hetzt 
die FPÖ gegen in Österrei-
ch lebende Tschetschenen. 
„Tschetschenen sind gefähr-
lich!“, lautete ein Aussen-
dungstext der Wiener FPÖ. 
In Norwegen werden hin-
gegen zwei junge Tschet-
schenen als Helden gefei-
ert. Sie hatten während des 
rechtsextremen Massakers 
auf Utoya 23 Jugendlichen 
das Leben gerettet.

Ute Bock- 
Preis für
Zivilcourage

Am 3. November verleiht SOS
Mitmensch zum elften Mal 
den Ute Bock Preis für Zivil-
courage. Der Preis wurde
1999 ins Leben gerufen, um
das Engagement couragierter
Menschen für Menschen-
rechte zu würdigen. Die 
Flüchtlingshelferin Ute Bock 
war die erste Preisträgerin.
Gastgeberin der heurigen
Preisverleihung ist die Aka-
demie der bildenden Künste.

SOS MITMENSCH

Während sich Europa vor Flüchtlingen zu 
Tode fürchtet, sterben fast täglich Men-
schen beim Versuch, europäischen Boden 
zu erreichen. Allein seit Anfang dieses Jah-
res sind mehr als 2.000 Menschen im Mit-
telmeer ums Leben gekommen. Es ist sehr 
wahrscheinlich, dass sich unter diesen Men-
schen auch bereits vom UN-Flüchtlings-
dienst anerkannte Flüchtlinge befi nden, die 
aber niemand in Europa aufnehmen wollte. 
Unter dem Motto „Das Boot ist leer!“ hat 
die Plattform 20.000 Frauen in Kooperati-

on mit SOS Mitmensch, JAsyl, Asyl in Not, 
Amnesty International und LEFÖ eine Se-
rie an Straßenaktionen veranstaltet, um auf 
das Flüchtlingsdrama an Europas Grenzen 
und das Versagen der europäischen und ös-
terreichischen Migrations- und Asylpolitik 
aufmerksam zu machen. 
Bei den Straßenaktionen wurde ein Forde-
rungskatalog verlesen, der als Kernelement 
das Ende der europäischen Festungspolitik 
beinhaltet. Statt Abschottung braucht es eine 
Verbesserung des Schutzes für Flüchtlinge, 

echte Zuwanderungsmöglichkeiten sowie 
innereuropäische Solidarität in Migrations- 
und Asylfragen. 

Rubriken/MO#24

Straßenaktion: „Das Boot ist leer!“

Der Ute-Bock-Preis wird seit 1999 vergeben.Fo
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Immer mehr ÖkonomInnen verkünden, 
dass Sozial- und Bildungsabbau die falschen 
Antworten auf die derzeitige Finanzierungs-
krise sind. Dennoch geht die Budgetpolitik 
genau in diese Richtung. Und während bei 
jeder Gelegenheit das Wort „Leistung“ in 
den Mund genommen wird, sind Steuern auf 
Arbeitsleistung in Österreich unverhältnis-
mäßig hoch – zugleich gehören wir zu den 

Schlusslichtern bei Vermögenssteuern! 
Daher wird die Wege aus der Krise-Alli-
anz, der auch SOS Mitmensch angehört, im 
Herbst einen alternativen Budgetvorschlag 
präsentieren. Besteuerung von Überfl uss 
und Investitionen in die Zukunft  lautet un-
ser Motto. Unterstützen Sie uns dabei! Sa-
gen Sie Ja zu einem alternativen Budget, auf: 
www.wege-aus-der-krise.at 

FINANZIERUNGSKRISE

Ein alternatives Budget muss her!

FLUCHT

Bootsaktion in Wien

TEXT: ALEXANDER POLLAK
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Die Th emen Migration, Integration und Asyl sind, 
wenngleich auch grundsätzlich unabhängig behan-
delbar, eng miteinander verwoben. Integrations-
politik kann nur dann erfolgreich sein, wenn im 
Vorfeld Migration gesteuert und Asylanträge sach-
lich und korrekt im Einklang mit internationalen 
Konventionen abgehandelt werden. Erst wenn di-
ese Basis gegeben ist, kann sich Integrationspolitik 
nachhaltig entfalten.
Integration ist ein zweiseitiger Prozess von ge-
genseitigem Respekt für unterschiedliche Werte-
systeme, einer Off enheit für Neues und Anderes 
und vor allem dem Willen, Menschen in unsere 
Gesellschaft  aufzunehmen, aber auch dem Willen, 
die Normen und Regeln unserer Gesellschaft  zu 
akzeptieren, ohne sich assimilieren zu müssen.
Integrationsmaßnahmen beginnen in der Bil-
dungspolitik, um Chancengleichheit herzustellen 
und um negative Auswirkungen auf das Schulsy-
stem zu verhindern. Integrationspolitik setzt sich 
in der Wohnungspolitik fort, um eine Durchmi-
schung der unterschiedlichen Ethnien, allerdings 
mit der nötigen Sensibilität, zu fördern. Integrati-
onspolitik bedeutet auch, in der öff entlichen Ver-
waltung verstärkt Menschen mit Migrationshinter-
grund zu beschäft igen, wie dies in der Industrie 
seit Jahrzehnten üblich ist.
Integrationspolitik bedeutet aber auch zu helfen, 
die Vorteile und Stärken kultureller Vielfalt als 
Chance und nicht als Bedrohung zu empfi nden.
Integrationspolitik muss auch berufl iche Hürden 
beseitigen, die durch Nicht-Anerkennung von im 
Ausland erworbenen Qualifi kationen zu Beschäf-
tigung von Hochqualifi zierten in Niedrigqualifi ka-
tions-Jobs führen.
Integration setzt Spracherwerb voraus. Ohne 
Kenntnis der lokalen Sprache gibt es keine adä-
quate Kommunikation und damit auch keine Inte-
gration. Spracherwerb sollte jedenfalls Pfl icht sein 
und durchaus mit Konsequenzen belegt werden. 
Das jedoch erst, nachdem die zuwandernde Person 
die Chance dazu im Inland erhalten hat. Die For-
derung von „Deutsch vor Zuzug“ wird viele Men-
schen, die wir bitter brauchen, abschrecken.

Beiden Gesellschaft sgruppen, mi-
grierenden wie auch seit langem an-
sässigen, muss die Angst vor dem 
Miteinander genommen werden, 
anstatt sie zu schüren. Hier spielen 
auch Medien eine Rolle: ob sie das 
unterstützen oder weiteres Öl ins 
Feuer gießen.
Um Migranten lokale Inhalte und 
die lokale Politik näher zu bringen, 
sie also zum Teil unserer Gesellschaft  
werden zu lassen, wären mehrspra-
chige Medien zielführend. Sonst 
würden Migranten wohl auf ihre ge-
wohnten Medien aus ihren Ländern 
zurückgreifen und damit nicht die lokale Politik, 
sondern die ihres Herkunft slandes permanent ver-
mittelt bekommen. Damit werden aber Menschen 
mit Migrationshintergrund auch viel stärker ge-
fordert, sich mit dem Geschehen und dem poli-
tischen und kulturellen Umfeld ihres neuen Wohn-
sitzlandes auseinander zu setzen.
Um dies noch zu unterstützen, wäre es sinnvoll, 
dass der öff entlich-rechtliche Rundfunk im Rah-
men seines Bildungsauft rages den Spracherwerb 
mittels entsprechender Sendungen unterstützt.
In jüngster Zeit spürt man auch eine gewisse Dif-
ferenzierung in „gute“ und „schlechte“ Migranten, 
je nachdem, aus welchem ethnischen Umfeld sie 
kommen. Dies ist gefährlich und entspricht in 
keiner Weise einem weltoff enen Gesellschaft s-
bild. Integrationspolitik muss daher unabhängig 
von regionaler, ethnischer oder religiöser Herkunft  
agieren. 
Um Integrationsvorhaben politisch auch glaub-
haft  zu machen, sollten die Fehler der letzten Jahr-
zehnte off en angesprochen und zugegeben werden. 
Menschen dürfen nicht Spielball von Populismus 
werden. Genau deshalb sollten die Th emen „Mi-
gration, Integration und Asyl“ laufend mit ho-
her Priorität verfolgt, aber niemals als Spielball in 
Wahlen eingesetzt werden.

ZUR PERSON

Georg Kapsch

Georg Kapsch, geboren 1959, 
ist CEO des Telekommunika-
tions- und Verkehrstelematik-
konzerns Kapsch Aktienge-
sellschaft. Das Unternehmen 
beschäftigt über 4.000 Mitar-
beiterInnen und ist weltweit 
aktiv. Georg Kapsch ist u.a. 
Präsident der Industriellenver-
einigung Wien.

ANDERE ÜBER …

Illustration: Petja Dimitrova

Kein Spielball von Populismus
Georg Kapsch über Fehler und Erfordernisse des 
Integrationsdiskurses in Österreich.
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„ICH WILL 
SPASS UND 
LERNEN UND 
WAS TOLLES 
WERDEN.“

LUKAS FISCHER, 13
SCHÜLER

WIEN IST ALLES. WAS DU WILLST: 
Das größte Potenzial der Stadt sind ihre 
Bewohnerinnen und Bewohner. Denn 
der Wirtschaftsstandort Wien braucht 
gut gebildete und ausgebildete Wiene-
rinnen und Wiener, um international 
bestehen zu können. Damit alle 
 entsprechend gefördert werden 

 können, bietet Wien den richtigen 
 Rahmen. Wien fördert bei Kindern und 
Erwachsenen Begabungen, Neigungen 
und  Talente mit Bildungseinrichtungen 
auf allen Ebenen – vom Kindergarten 
über die Schule bis hin zu den 
 Universitäten, Fachhochschulen und 
außerschulischen Bildungsangeboten.
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D a s  Ö 1  K u l t u r P i c k n i c k
18. September 2011, ab 12.00 Uhr 

im Schlosspark Grafenegg 
Konzert des RSO Wien, Ö1 Bühne mit Musik aus allen Richtungen, 

Literatur- und Familienprogramm, Programm bei Schlechtwetter indoor

oe1.ORF.at/kulturpicknick

Miss Moravia Christian Muthspiel / Franck TortillerAlp Bora FederspielCornelius Meister/RSO Wien

Eintritt
frei!

Wir danken unseren 
Ö1 Kulturpartnern:

www.glattundverkehrt.at

Fotos: Rosa Frank (Cornelius Meister), Anna Stöcher (Moravia), Magdalena Blaszczuk (Alp Bora), João Messias/Casa da Música (Muthspiel, Tortiller), Jessica R. Hauser (Federspiel)


